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Das neue Staatsgrundgefeß des Deutichen Reichs ift foeben in 
Kraft getreten. Den reihen Inhalt der Verfaffung zu fennen, ift 
fortan die erjte Bürgerpflicht jedes Deutfchen. 2 
Jedem gebildeten Bolfsgenoffen, der fie) mit den Grundziigen des 
deutihen Berfafjungs- und StaatsbürgerrechtS näher vertraut 
maden möchte, will diefe Tafchenausgabe ein einführendes und 
belehrendes Hilfsmittel dazu bieten. Bor allem muß der afade- 
miſche Stand, will. er die geijtige Führung unferes Volkes wieder⸗ 
gewinnen, zunächjt einmal jeldjt die Grundfragen des neuen Staats» 
rechts vollfommen beherrjchen. Nicht der tiefer dringenden theore- 
tiſchen Forſchung, fondern der Belehrung aller gebildeten Kreiſe 
des deutjchen Volles, infonderheit der afademifchen Jugend alle 
Fakultäten, ijt dieje erläuterte Ausgabe gewidmet. 
Die neue Reichsverfafiung wird fortan im Mittelpunkt der Staats 
borlefungen und der ftaatsrechtlichen Abungen ftehen. Unter diefen 
Umjtänden dürfte eine erläuterte Tertausgabe namentlich dann 
willkommen fein, wenn fie den umfangreichen Lehr» und Lernitoffin 
äußerſter Kürze und doc möglichiter Vollſtändigkeit zu ftreng ſach⸗ 
lich⸗wiſſenſchaftlicher, politifch völlig objeftiver Darftellung bringt. 
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Verfaſſung des Deutſchen Reich. 
Bom 11. Auguft 1919, 


Das Deutſche Bolt, einig in feinen Stämmen und 
von dem Willen bejeelt, jein Reich in reiheit und 
Gerechtigfeit zu erneuen und zu feltigen, dem inneren 
und dem äußeren Frieden zu dienen und den gefellichaft- 
on Fortſchritt zu fördern, hat fi) dieſe Verfaſſung 
gegeben. | 


Eriter Hauptteil. 
Aufbau und Aufgaben des Reichs, 


Erſter Abſchnttt. 
Reich und Länder, 


Artikel 1. 


Das Deutſche Reich iſt eine Republik. 
Die Staatsgewalt geht vom Volke aus. 


Artikel 2. 


Das Reichsgebiet beſteht aus den Gebieten der 
deutſchen Länder. Andere Gebiete können durch Reichs—⸗ 
gejeg in das Reich aufgenommen werden, wenn es ihre 
Bevölkerung kraft des Selbſtbeſtimmungsrechts begehrt. 


Artifel 3. 

Die Neich3farben find ſchwarz-⸗rot⸗gold. Die Handels- 
flagge ift jchmwarz-weiß-rot mit den Neichsfarben in der 
oberen inneren Ede. 
| Artikel 4. Ä 


Die allgemein anerfannten Negeln des Völkerrechts 
gelten al3 bindende Beitandteile des deutjchen Neichsrecht8. 


1* 


Die Gtaatsgewalt wird in NeichSangelegenheilen] 
durch die Organe des Reichs auf Grund der Reichsver⸗ 


faſſung, 


Länder auf Grund der Landesverfaſſungen ——— 


Das Reich hat die ausſchließliche Geſetzgebung übe 
. die Beziehungen zum Ausland; 

. da Kolonialivejen; 

. die StaatSangehörigfeit, die Freizügigkeit, b 


N O7 Der 


Das Reich Hat die Gejeggebung über: 
. da8 bürgerliche Recht; 
. das Strafrecht; 
. das gerichtliche Verfahren einfchlieklich des Strafe 


00 —A — aD» 


12. 


. die Wehrverfaflung; 
. da8 Münzweſen; = 
. das Zollweſen jowie die Einheit des Boll. und 


. das Poſt- und Telegraphenweſen einſchüehich 


. da8 Paßweſen und die Fremdenpolizei; 

. daS Armenweſen und die Wandererfürjorge; B 
. da8 Preſſe⸗, Vereins- und VBerjammlungswejen; 
. die Bevölferungspolitif, die Mutterjchafts-, Säug- 


. das Gejundheitswefen, da8 Veterinärweſen und 


. dag Arbeitsrecht, die Verficherung und den Schutz 


a ka 
Artikel 5. 








in Landesangelegenheiten durch die Organe der 


Artikel 6. 


Ein» und Auswanderung und die Auslieferung; 


Handelsgebiets und die Freizügigkeit des Waren 
verkehrs; 


des Fernſprechweſens. 


Artikel 7. 


vollzugs ſowie die Amtshilfe zwiſchen Behörden; 


lings-⸗, Kinder- und Jugendfürſorge; 


den Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und 
Schädlinge; 3 


der Arbeiter und Angejtellten ſowie den Arbeits 
nachweis; # 


. die Einrichtung beruflicher Vertretungen für das 5 
11. 


Reichsgebiet; 

die Fürſorge für die Kriegsteilnehmer und ihre 
Hinterbliebenen; 
das Enteigmungsret; 
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13. die Vergefellichaftung von Naturſchätzen und twirt- 
Ichaftlichen Unternegmungen, ſowie die Erzeugung, 
Herjtellung, Verteilung und Preisgeſtaltung wirt« 
Ichaftlicher Güter für die Gemeintwirtjchaft; 

14. den Handel, das Maß- und Gewichtsweſen, die 
Ausgabe von Papiergeld, daS Banfwejen ſowie 
das Börſenweſen; 

15. den Verkehr mit Nahrungs- und Genußmitteln 
fowie mit Gegenftänden des täglichen Bedarfs; 

16. da3 Gemwerbe und den Bergbau; 

17. das Verſicherungsweſen; 

18. die Seejchiffahrt, die Hochſee- und die Küſten⸗ 
fiſcherei; 

19. die Eiſenbahnen, die Binnenſchiffahrt, den Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen zu Lande, zu Waſſer und 
in der Luft, ſowie den Bau von Landſtraßen, 
ſoweit es ſich um den allgemeinen Verkehr und 
die Landesverteidigung handelt; 

20. das Theater- und Lichtipielwejen. 


Artikel 8. 

Das Neich hat ferner die Gejeßgebung über die 1b» 
gaben und jonjtigen Einnahmen, joweit fie ganz oder 
teiliweije für jeine Zwecke in Anſpruch genommen werden. 
Nimmt das Neich Abgaben oder jonjtige Einnahmen in 
Anſpruch, die bisher den Ländern zuftanden, jo hat e3 
auf die Erhaltung der Lebensfähigfeit der Länder Rück— 
fiht zu nehmen. 

i Artikel 9. 


Soweit ein Bedürfnis für den Erlaß einheitlicher 
Borichriften vorhanden it, Hat das Reich die Gejeggebung 
über: 

1. die Wohlfahrtspflege; 

2. den Schuß der öffentlichen Ordnung und Sicherheit. 


Artikel 10. 
Das Reich kann im Wege der Geſetzgebung Grund» 
fäße aufitellen für: 
1. die Rechte und Pflichten der Religionsgefellichaften; 
2. das Schulwejen einjchlieglich des Hochſchulweſeus 
und das wiſſenſchaftliche Büchereiweſen; 
3. das Recht der Beamten aller öffentlichen Körper— 
ſchaften; 
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4. da3 Bobenrecht, bie Vobenberteilung, das Are 


des Srundbefites, das chnungemefe und 2 
Bevölferungsverteilung; 4 


5. das Beſtattungsweſen. 


se Artttefs1l, 2 

Das Reich kann im Wege der Geſetzgebung Grund⸗ 
ſätze über die Zuläſſigkeit und Erhebungsart von Lande 
abgaben aufſtellen, joweit fie erforderlich find, um 
1. Schädigung der Einnahmen oder ber Ganbelte] 
beziehungen des Reichs, E- 

2. Doppelbeiteuerungen, J 

8. übermäßige oder verkehrshindernde Belaſtung — 
Benutzung öffentlicher Verkehrswege und ei J 
richtungen mit Gebühren, #® 

4. jteuerliche Benachteiligungen eingeführter Waren 
gegenüber den eigenen Erzeugniljen im Verkehre 
ann den einzelnen Ländern und ——— J 

oder 

5. Ausfuhrprämien — 
auszuſchließen oder wichtige au 
wahren. | 3 
Artikel 12. 4 

Solange und foweit das Reich don feinem Geſet⸗ 
gebungsrechte feinen Gebrauch macht, behalten die Länder 
das Necht der Gefeggebung. Dies gilt nicht für die 
ausfchliegliche Geſetzgebung des Reichs. . 
Gegen Landesgeſetze, die fi) auf Gegenftände des 
Artikel 7 Ziffer 13. beziehen, ſteht der Reichsregierung, 
fofern dadurch das Wohl der Gefamtheit im Reiche berührt 
wird, ein Einjpruchsrecht zu. 





Artikel 13. 
Reichsrecht bricht Landrecht. 
Beſtehen Zweifel oder Deinumgsberjcjiebenhelten 
darüber, ob eine landesrechtlicde Vorſchrift mit dem 
Neichsrecht vereinbar ift, ſo kann die zuitändige Reichs— 
oder Landeszentralbehörde nad) näherer Vorſchrift eine 8 
Reichsgeſetzes die Entjcheidung eines oberjten Gras j 
des Reichs anrufen. = 


* 
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Artikel 14. 


Die Neichsgefeke werden durch bie Landesbehörden 
ausgeführt, ſoweit nicht die Reichsgeſetze etwas anderes 
beſtimmen. 


Artikel 15. 

Die Reichsregierung übt die Aufſicht in den An— 
en aus, in denen dem Reiche das Recht der 

eſetzgebung zufteht. 

Soweit die Reichsgeſetze don den Landesbehörden 
auszuführen find, kann die Neichsregierung allgemeine 
Anweisungen erlafjen. Sie iſt ermächtigt, zur Über- 
wachung der Ausführung der Reichsgeſetze zu den Landes— 
zentralbehörden und mit ihrer Zultimmung zu den unteren 
Behörden Beauftragte zu entfenden. 

Die Landesregierungen find verpflichtet, auf Erſuchen 
der Neichsregierung Mängel, die bei der Ausführung 
der NReichsgejege herborgetreten find, zu bejeitigen. Bei 
Meinungsverjchiedenheiten fann ſowohl die Reichsregierung 
als die Landesregierung die Entjcheidung des Staats— 
gerichtshofs anrufen, falls nicht durch Neichsgejeg ein 
anderes Gericht beſtimmt ift. 


; Artikel 16. 

Die mit der unmittelbaren Reichsverwaltung in den 
‚ Ländern betrauten Beamten follen in der Regel Landes— 
- angehörige fein. Die Beamten, Angeitellten und Arbeiter 
der Neichsverwaltung find auf ihren Wunſch in ihren 
Heimatgebieten zu verwenden, ſoweit dies möglich ift und 
nicht Rüdfichten auf ihre Ausbildung oder Erfordernijje 
des Dienjtes entgegenitehen. 


Artikel 17. 


Jedes Land muß eine freiftaatlihe Verfaſſung haben. 
Die VBolfsvertretung muß in allgemeiner, gleicher, unmittel« 
barer und geheimer Wahl von allen reichSdeutjchen Männern 
und Frauen nad) den Grundjägen der Berhältnisiwahl 
gewählt werden. Die Landesregierung bedarf des Ver—⸗ 
trauens der Bolf3vertretung. 

Die Grundfäge für die Wahlen zur Volksvertretung 
gelten auch für die Gemeindewahlen. Jedoch kann durch) 
Landesgejeg die Wahlberechtigung von der Dauer des 
Aufenthalt in der Gemeinde bis zu einem Jahre ab- 
hängig gemacht werden. 


Re 


Artikel 18. 

Die Gliederung des Reichs in Länder foll u 
möglichiter Berüdjichtigung des Willen? der beteiligte 
Bevölkerung der wirtfchaftlichen und kulturellen Höchfte 
leiftung des Volkes dienen. Die Anderung des Gebiets 
von Ländern und die Neubildung bon Ländern innerhalb 
en Reichs erfolgen durch verfaſſungsänderndes Reichs— 
geſetz. E 

















Stimmen die unmittelbar beteiligten Länder zu, ſo 
bedarf es nur eines einfachen Reichsgeſetzes. 

Ein einfaches Reichsgeſetz genuͤgt ferner, wenn eines 
der beteiligten Länder nicht zuſtimmt, die Gebietsände- 
rung oder Neubildung aber durch den Willen der Bevölfe- 
rung gefordert wird und ein überiviegendes Reichsintereſſe 
fie erheiſcht. — 

Der Wille der Bevölkerung iſt durch Abſtimmung 
feſtzuſtellen. Die Reichsregierung ordnet die Abſtimmung 
an, wenn ein Drittel der zum Neichstag wahlberechtigten 
Einwohner des abzutrennenden Gebiets e3 verlangt. 

Zum Beihluß einer Gebietsänderung oder Neu ” 
bildung find drei Fünftel der abgegebenen Stimmen, 
mindeſtens aber die Stimmenmehrheit der Wahlberechtigten. 
erforderlih. Auch wenn es ſich nur um Abtrennung ° 
eine3 Teile eines preußifchen Negierungsbezirfes, eines 
bayeriichen Kreiſes oder in anderen Ländern eines ent» 
Iprechenden Verwaltungsbezirkes handelt, ift der Wille 
der Bevölkerung des ganzen in Betracht fommenden Ber 
zirkes feitzuftellen. Wenn ein räumlicher Zufammenhang ” 
des abzutrennenden Gebiet8 mit dem Gejamtbezirfe nicht ” 
beiteht, fan auf Grund eines bejonderen Reichsgeſetzes 
der Wille der Bevölkerung des abzutrennenden Gebiets 
al3 ausreichend erflärt iverden. 4 

Nach Feititellung der Zuftimmung der Bevölkerung 
hat die Neichsregierung dem Neich3tag ein entſprechendes E: 
Geſetz zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. : 

Entjteht bei der Vereinigung oder Abtrennung Streit 
über die Vermögensauseinanderjegung, jo entjcheidet 
hierüber auf Antrag einer Partei der Staatögerichtshof 
für das Deutſche Reich. e: 


Artikel 19. 


(ber Verfafjungzitreitigfeiten innerhalb eines es E 
in dem fein Gericht zu ihrer Erledigung beiteht, ſowie 
über Streitigkeiten ee N Art zwiſchen 


——— 
ee 


—— 


verſchiedenen Ländern oder zwiſchen dem Reiche und einem 
Lande entſcheidet auf Antrag eines der ſtreitenden Teile 
‚der StaatSgerichtshof für das Deutſche Neich, ſoweit nicht 
ein anderer Gerichtshof des Reichs zuftändig ift. 
Der Reichspräfident vollitredt das Urteil des Staats⸗ 
gerichtshofs. 


Zweiter Abſchnitt. 
Der Reichstag. 


Artikel 20. 


Der Reichstag beſteht aus den Abgeordneten des 
deutſchen Volkes. 


Artikel 21. 
Die Abgeordneten find Vertreter des ganzen Volkes. 


Sie find nur ihrem Gewiſſen unterworfen und an 
Aufträge nicht gebunden. 


Artifel 22. 

Die Abgeordneten werden in allgemeiner, gleicher, 
unmittelbarer und geheimer Wahl von den über zivanzig 
Sahre alten Männern und Frauen nach den Grundjägen 
der Berhältniswahl gewählt. Der Wahltag muß ein 
Sonntag oder öffentlicher Ruhetag fein. 

Das Nähere bejtimmt das Reichswahlgeſetz. 


Artifel 283. 

Der Reichstag wird auf vier Jahre gewählt. Spätefteng 
am jechzigften Tage nach ihrem Ablauf muß die Neuwahl 
ftattfinden. 

Der Reichstag tritt zum erften Male fpätejtend am 
dreißigiten Tage nach der Wahl zujammen. 


Artikel 24. 

Der Reichstag tritt in jedem Jahre am erften 
Mittwoch des November am Site der Neich3regierung 
zufammen. Der Präfident des Neichdtagg muß ihn 
früher berufen, wenn es der Neichspräfident oder 
mindeftens ein Drittel der Reichstagsmitglieder verlangt. 

Der Reichstag beftimmt den Schluß der Tagung und 
den Tag des Wiederzujammentrittg. 
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Artikel 25. 

Der Neichspräfident kann den Reichstag auftöfen, 
jedod) nur einmal aus dem gleichen Anlaß. 
Die Neumahl findet ſpateſtens am jechzigiten u 
nach der Auflöfung ftatt. 3 


Artikel 26. —— 

Der Reichsſstag wählt feinen Präſidenten, deſſen 
Stellvertreter und ſeine Schriftführer. Er gibt ſich ſeine 
Geſchäftsordnung. 2 
Artikel 27. Be: 

Zwiſchen zwei Tagungen oder Wahlperioden füßren 
Präfident und Giellvertreter der legten Tagung ihre 
Geſchäfte fort. & 
Artikel 28. 4 

Der Präfident übt das Hausrecht und bie Rofizele e 
gewalt im Neichstagsgebäude aus. Ihm unterjteht die ” 
Hausverwaltung; er verfügt über die Einnahmen und 
Ausgaben des Hauſes nach) Maßgabe des Neichshaushalts 
und vertritt das Neich in allen — no 
Nechtzitreitigkeiten feiner Verwaltung. 


Artikel 29. 4 

Der Reichstag verhandelt öffentlih. Auf Antrag 
bon fünfzig Mitgliedern kann mit Zweidrittelmehrheit 
die Offentlichkeit ausgejchlofien werden. 5 


Artikel 30. 
Wahrheitsgetreue Berichte über bie Berbanbtamigen 4 
in den öffentlichen Sitzungen des Reichstags, eines 
Landtags oder ihrer Ausſchüſſe bleiben von jeder Ver⸗ 
antwortlichfeit frei. € 
Artikel 31. ; 
Dei dem Neichstag wird ein Bahtprifungsgeriht ; 
gebildet. Es enticheidet auch über die Frage, ob ein 
Abgeordneter die Witgtieh‘ haft verloren hat. ; 
Das Wahlprüfungsgericht bejteht aus Mitgliedern i 
de Neichstags, die diefer für die Wahlperiode wählt, 
und aus Mitgliedern des NeichSverwaltungsgerichts, die 
der NeichSvrälident auf Vorſchlag des Präſidiums — 
Gerichts beſtellt. 


—— 
— 


BEN SEE Dar 


Das Wahlprüfungsgericht erkennt auf Grund öffent 


Heer mündlicher Verhandlung durch drei Mitglieder des 


gerichte geregelt. 


Reichstags und zwei richterliche Mitglieder. 
Außerhalb der Verhandlungen vor dem Wahls 
prüfungsgerichte wird das Verfahren von einem Reichs— 


beauftragten geführt, den der NeichSpräfident ernennt. 


Sm übrigen wird das Verfahren von dem Wahlprüfungs- 


Artifel 32. 
Zu einem Beſchluſſe des Reichstags iſt einfache 


Stimmenmehrheit erforderlich, fofern die Verfaſſung fein 


anderes Stimmenverhältnis vorjchreibt. Für die vom 
Reichstag vorzunehmenden Wahlen kann die Gejchäftg- 


ordnung Ausnahmen zulaſſen. 


Die Beſchlußfähigkeit wird durch bie Geſchäfts— 


ordnung geregelt. 


Artikel 33. 
Der Reichstag und feine Ausſchüſſe können die Are 


weſenheit des Reichskanzlers und jedes Reichsminiſters 


verlangen. 
Der Neichsfanzler, die Reichsminiſter und die bon 


- ihnen beftellten Beauftragten haben zu den Sigungen des 
Reichstags und feiner Ausfchüffe Zutritt. Die Länder 


find berechtigt, in diefe Sigungen Bevollmächtigte zu ent« 
jenden, die den Standpunkt ihrer Regierung zu dem 
Gegenjtande der Verhandlung darlegen. 

Auf ihr Verlangen müljen die Negierungsvertreter 
während der Beratung, die Vertreter der Neichsregierung 
auch außerhalb der Tagesordnung gehört iverden. 
Sie unterjiehen der Ordnungsgewalt des Vor— 
figenden. 


Artikel 34. 

Der Reichstag Hat das Recht und auf Antrag von 
einem Fünftel feiner Mitglieder die Pflicht, Unter 
ſuchungsausſchüſſe einzujegen. Diefe Ausſchüſſe erheben 


in öffentlicher Verhandlung die Beweile, die fie oder die 


Antragiteller für erforderlich erachten. Die Offentlichfeit 


- Tann vom Unterſuchungsausſchuß mit Ziweidrittelmehrheit 


 ausgeichloffen werden. Die Gejchäftsordnung regelt das 


Beriahren des Ausſchuſſes und beſtimmt die Zahl eier 


Mitglieder, 














Die Gerichte und Verwaltungsbehörden — ve 
pflichtet, dem Erfuchen diefer Ausſchüſſe um Beweis 
A: Folge zu leilten; die Akten der Behörden find i 
ihnen auf Verlangen vorzulegen. a 

Auf die Erhebungen der Ausſchüſſe und der von. 
ihnen erfuchten Behörden finden die Vorjchriften der 
Strafprozeßordnung finngemäße Anwendung, doch bleibt E 
da3 Brief, Poſt⸗, Telegraphen- und Serie 4 
unberührt. u 


Artitel 35. — 

Der Reichstag beſtellt einen ſtändigen Ausſchuß ee 
auswärtige Angelegenheiten, der auch außerhalb der 
Zagung des Reichstags und nach der Beendigung der 
Wahlperiode oder der Auflöfung des Neichstags bis zum 
Zujfammentritt des neuen Reichstags tätig werden fann. 
Die Sitzungen dieſes Ausſchuſſes find nicht öffentlich, 
wenn nicht der Ausſchuß mit Ziweidrittelmehrheit die 
Offentlichkeit befchliegt. 3 
Der Reichstag beitellt ferner zur Wahrung der Rechte 

der VBolfSvertretung gegenüber der Neichsregierung für | 
die Zeit außerhalb der Tagung und nach Beendigung 
einer Wahlperiode einen ftändigen Ausſchuß. 4 
Diefe Ausſchüſſe haben die Rechte von Unterfugungse 3 
ausſchüſſen. — 


Artikel 36. 

Kein Mitglied des Reichstags oder eines Landtags 

darf zu irgendeiner Zeit wegen jeiner Abjtimmung oder 

wegen der in Ausübung jeines Beruf3 getanen Äußerungen 

gerichtlich oder dienſtlich verfolgt oder jonjt außerhalb 
der Verſammlung zur Verantwortung gezogen Werden. 


Artikel 37. 


Kein Mitglied des Reichstags oder eines Landtags 
fann ohne Genehmigung des Haujes, dem der — J— 
angehört, während der Sigungsperiode wegen einer mit 
Strafe bedrohten Handlung zur Unterfuchung gezogen - 
oder verhaftet werden, e3 jei denn, daß das a 3 
bei Ausübung Der Tat oder ipätefteng im Laufe des 
folgenden Tages feitgenommen it. 

Die gleiche Genehmigung ift bei jeder anderen 
Beichränfung der perjönlichen Freiheit erforderlich, die 
die Ausübung des AUbgeordnetenberufs beeinträchtigt. 
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Jedes Strafverfahren gegen ein Mitglied des Reichs— 
tags oder eines Landtags und jede Haft oder fonftige 
Beichränfung feiner perjönlichen Freiheit wird auf Ver— 
langen des Haufes, dem der Abgeordnete angehört, für 
die Dauer der Gikungsperiode aufgehoben. 


Artikel 38. 

Die Mitglieder des Neichstags und der Landtage 
I berechtigt, über Perſonen, die ihnen in ihrer Eigen- 
haft als Abgeordneten Tatjfachen anvertrauen, oder denen 
fie in Ausübung ihres Abgeordnietenberufs ſolche anver- 
traut haben, ſowie über dieje Tatfachen felbit das Zeugnis 
zu beriveigern. Auch in Beziehung. auf Beichlagnahme 
bon Schriftſtücken ftehen fie den Perſonen gleich, die ein 
gejegliches Zeugnisverweigerungsrecht haben. 

- — Eine Durchſuchung oder Beichlagnahme darf in den 
Räumen des Neichstags oder eines Landtags nur mit 
Zuftimmung des Präfidenten vorgenommen werden. 


Ser Artifel 39... 
Beamte und Angehörige der Wehrmacht bedürfen 
‚zur Ausübung ihres Amtes als Mitglieder des Reichstags 
oder eines Landtags feines Urlaubs. 
Bewerben fie fih um einen Sit in diefen Körpers 
ſchaften, fo ift ihnen der zur Vorbereitung ihrer Wahl 
erforderliche Urlaub zu gewähren. 


Artikel 40. 
Die Mitglieder des Reichstags erhalten das Necht 
gur freien Fahrt auf allen deutſchen Eifenbahnen ſowie 
Entjehädigung nad) Maßgabe eines Reichsgeſetzes. 


Dritter Abſchnitt. 
Der Reichspräſident und die Reichsregierung. 
Urtifel 41. 
Der Reichspräſident wird vom ganzen deutjchen 
Volke gewählt. 
Wählbar ift jeder Deutfche, der das fünfunddreißigite 


Rebensjahr vollendet hat. 
Das Nähere beftimmt ein Reichsgeſetz. 


RR 
Artikel 


Der Reichspräſident leiſtet bei der Ibernahme feines. E 


Umtes vor dem Reichstag folgenden Eid: 


Sch ſchwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle 
de3 deutſchen Volkes widmen, feinen Nuten 
mehren, Schaden von ihm menden, die Ver 
faſſung und die Geſetze des Reiche wahren, 
meine Pflichten gewiſſenhaft erfüllen und Gerechig⸗ ; 


feit gegen jedermann üben werde. 


Die Beifügung einer religiöfen Beteuerung ift 4 


Artikel 48, 


Das Amt des Neichspräfidenten dauert fieben Jahre. \ 


Wiederwahl ift zuläffig. 
Bor Ablauf der Friſt kann der Neichspräfident auf 


Untrag de Reichstags durch Volksabſtimmung abgefegt 3 
werden. Der Beſchluß des Neichstags erfordert Yivei- 
drittelmehrheit.. Durch) den Beihluß it der Neiche- 


präfident an der ferneren Ausübung des Amtes verhindert. 
Die Ablehnung der Abjegung durch die BollSabitimmung 


gilt als neue Wahl und hat die Auflöjung des Reichs— : 


tags zur Folge. 


Der Meithspräfident fann ohne Zuftimmung bes 4 


Reichstags nicht jtrafrechtlich verfolgt werden. 
Artifel 44. 


Der Reihspräftdent kann nicht zugleich Mitglied des 


Reichstags fein. 
Artikel 45. 

Der Reichspräſident vertritt das Reich bölterrechtlich. 
Er ſchließt im Namen des Reichs Bündniſſe und andere 
Verträge mit auswärtigen Mächten. Er beglaubigt und 
empfängt die Gejandten. 

Krieggerflärung und Friedensſchluß erfolgen durch 
Reichsgeſetz. 

Bündniffe und Verträge mit fremden Staaten, die 
ih auf Gegenftände der Reichsgeſetzgebung beziehen, ber 
ürfen der Zuſtimmung des Reichstags. 


Artikel 46, 
Der Reichspräfident ernennt und entläßt die —— 
beamten und die Offiziere, ſoweit nicht durch Geſetz etwas 
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| andere3 beftimmt if. Er kann dag Ernennungs- und 
Entlafjungsrecht durch andere Behörden ausüben laſſen. 


Artikel 47. 


Der Reichspräfident hat den Oberbefehl über die 


gefamte Wehrmacht des Reiche. 


Artikel 48. 


Wenn ein Land die ihm nad) der Reichsverfaffung 
oder den Reichsgeſetzen obliegenden Pflichten nicht erfüllt, 
kann der Neichspräfident es dazu mit Hilfe der bewaffneten 
Macht anhalten. 

Der Neichspräfident kann, wenn im Deutjchen Reiche 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung erheblich geſtört 
oder gefährdet wird, die zur Wiederheritellung der öffent« 
lichen Sicherheit und Ordnung nötigen Mahnahmen 
treffen, erforderlichenfalls mit Hilfe der bewaffneten Macht 
einjchreiten. Zu diefem Zwecke darf er vorübergehend die 
in den Artikeln 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 153 feſt⸗ 
geſetzten Grundrechte ganz oder zum Teil außer Kraft fegen. 
7 Bon allen gemäß Abſ. 1 oder Abſ. 2 diejes Artikels 
getroffenen Maßnahmen bat der Neichspräfident unver—⸗ 
züglich dem NReichstag KenntniS zu geben. Die Maß— 
nahmen find auf Verlangen des Reichstags außer Kraft 
zu jeßen. 

Bei Gefahr im Verzuge kann die Landesregierung 
für ihr Gebiet einftweilige Maßnahmen der in Abf. 2 
bezeichneten Art treffen. Die Maßnahmen find auf Ver- 
langen des Neichspräfidenten oder des Reichstags außer 
Kraft zu ſetzen. 

Das Nähere bejtimmt ein Reichsgeſetz. 





Artikel 49, 
Der Reihspräfident übt für das Reich das Begnadi- 
gungsrecht aus. 
Reichsamneſtien bedürfen eines Reichsgeſetzes. 


Artikel 50. 

Alle Anordnungen und Verfügungen des Reichs— 
präfidenten, auch ſolche auf dem Gebiete der Wehrmacht, 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung durch den 
Reichsfanzler oder den zujtändigen ReichSminiiter. Durch 
die Gegenzeichnung wird die Verantwortung übernommen, 


J 
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Artikel 51. 


Der NReichspräfident wird im alle feiner Berhinder 
rung zunächit durch den Reichskanzler vertreten. Dauert 
die Verhinderung borausfichtlich Tängere Zeit, fo iſt ü:. ; 


Vertretung durch ein Reichsgeſetz zu regeln. 


Das gleiche gilt für den Fall einer vorzeitigen Er- 4 
ledigung der Präſidentſchaft bis zur Durchführung der ° 


neuen Wahl. 
Artikel 52. 


Die NReichsregierung beiteht aus dem en F 


und den Reichsminiſtern. 


Artifel 53. 


Der Reichskanzler und auf feinen Vorſchlag die 


Reichsminiſter werden vom Reichspräſidenten ernannt und 
entlaſſen. 


Artikel 54. 





Der Reichskanzler und die Reichsminiſter bedürfen 


zu ihrer Amtsführung des Vertrauens des Reichstags. 
Seder von ihnen muß zurüdtreten, wenn ihm der Reichs⸗ 
tag durch ausdrüdlichen Beſchluß fein Vertrauen entzieht. 


Artikel 55. 


Der Reichskanzler führt den Vorſitz in der Reiche 


regterung und leitet ihre Gefchäfte nach einer Gejchäftg- 
ordnung, die von der Reichsregierung beſchloſſen und vom 
Neichspräfidenten genehmigt wird. 


Artifel 56. 

Der Reichskanzler beftimmt die Richtlinien der Politik 
und trägt dafür gegenüber dem Neichstag die Verant« 
wortung. Innerhalb diejer Richtlinien leitet jeder Reichs» 
minifter den ihm anvertrauten Geſchäftszweig jelbjtändig 
und unter eigener Berantiwortung gegenüber dem Reichstag. 


Artikel 57. 


Die Reichsminiſter haben der Reichsregierung alle 


Gefegentwürfe, ferner Angelegenheiten, für welche Ver— 
fafjung oder Gejeg diejes vorjchreiben, ſowie Meinungs« 
verjchiedenheiten über Fragen, die den Gejchäftsbereich 






















hrer Heise berühren, zur Beratung und 
enbeilen au unterbreiten. 


Artikel 58. 

Die Reichsregierung faßt ihre Beſchlüſſe mit Stimmen⸗ 
ehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
es alle 

Artifel 59. 

a Der Reichstag ift berechtigt, den Reichspräfidenten, 
Reichskanzler und die Reichsminiſter vor dem Staats— 
ichtshof für das Deutjche Reich anzuflagen, daß fie 
uldhafterweije die Neichsverfafjung oder ein Reichs— 
eß verlegt haben. Der Antrag auf Erhebung der 
flage muß bon mindeftend hundert Mitgliedern des 
ichstags unterzeichnet fein und bedarf der Zuſtimmung 
- für Verfaſſungsänderungen vorgejchriebenen Mehrheit. 
Das eh regelt das Neichsgejeg über den Staats—⸗ 

i 


Vierter Abſchnitt. 

Der Reichsrat. 

& Artikel 60. 

Zur — der deutſchen Länder bei der Gefeh- 


= und Verwaltung des Reichs wird ein Neichsrat 
ebilde 


Artikel 61. 





in vollen Million ee Kein Land darf as 
tehr als zwei Fünftel aller Stimmen vertreten fein. 
Deutſchöſterreich erhält nad) feinem Anfchluß an das 
deutſche Reich das Necht der Teilnahme am Reichsrat 
tit der feiner Bevölferung entſprechenden Stimmenzahl. 
H dahin haben die Vertreter Deutſchöſterreichs beratende 
fimme. 

Die Stimmenzahl wird durch den Neichsrat nach 
jeder Bee Bollszählung neu feitgejekt. 
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U 
In den Ausfhüffen, die der Reichsrat aus feinen 
Mitte bildet, führt Fein Land mehr al eine Stimm 


Artikel 63. s 
Die Länder werden im Reichsrat durch Mitglie 
ihrer Regierungen vertreten. Jedoch wird die Hälfte 
preußiſchen Stimmen nad) Maßgabe eines Randesgeje 
bon den preußifehen Provinzialverwaltungen beitelt. 7 
Die Länder find berechtigt, fo viele Vertreter in den 
Reichsrat zu entjenden, wie fie Stimmen führen. 


Artikel 64. | 
Die Reichsregterung muß den Reichsrat auf Verlangen” 
don einem Drittel feiner Mitglieder einberufen. Be; 


Artikel 65. © 2 

Den Borfik im Reichsrat und in feinen Ausſchüſſen 

führt ein Mitglied der Reichsregierung. Die: Mitglieder” 

der Reichsregierung haben das Recht und auf Verlangen 

die Pflicht, an den Verhandlungen des Reichsrats und” 

feiner Ausichüfle teilzunehmen. Sie müſſen während der 
Beratung auf Verlangen jederzeit gehört werden. = 

Artifel 66. Ei 

Die Reichsregierung ſowie jedes Mitglied des Reichs— 

rats find befugt, im Reichsrat Anträge zu fielen. 

Der Reichgrat regelt feinen Geſchäftsgang durch eine” 


werden. # 
Bei der Abftimmung entſcheidet die einfache Mehrheit 
der Abſtimmenden. MR 


Artikel 67. Be 

Der Reichsrat ift don den Reichsminiſterien über 

die Führung der Reichsgefhäfte auf Dem Raufenden zu 
halten. Zu Beratungen über wichtige Gegenjtände ſollen 
von den Reichsminiſterien die zuſtändigen Ausſchüſſe des 
Reichsrats zugezogen werden. a 
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Fünfter Abſchnitt. 
Die Reichſsgeſelzgebung. 
Artikel 68. 


Die Geſetzesvorlagen werden von der Reichsregierung 
oder aus der Mitte des Reichstags eingebracht. 
Die Reichsgeſetze werden vom Reichstag beſchloſſen. 


Artikel 69. 

Die Einbringung von Geſetzesvorlagen der Reichs— 
zegierung bedarf der Zuftimmung des Reichsrats. Kommt 
‚eine Übereinftimmung zwiſchen der NReichsregierung und 
dem Reichsrat nicht zuftande, jo kann die Neich8regierung 










Beichließt der Reichsrat eine Geſetzesvorlage, welcher 
die Reichsregierung nicht zuftimmt, fo hat dieſe die Vor- 
lage unter Darlegung ihres Standpunkts beim Reichstag 
—— 


Artikel 70. 

Der Reichspräſident hat die verfaſſungsmäßig zuſtande 
gekommenen Geſetze auszufertigen und binnen Monats⸗ 
friſt im an zu berfünden. 


Artitel 71. 

Neichsgeſetze treten, ſoweit fie nichts anderes be- 
ſtimmen, mi! dem bierzehnten Tage nad) Ablauf des 
Tages in Kraft, an dem daS Reichsgeſetzblatt in der 
2 Reichshauptſtadt ausgegeben worden iſt. 


Artikel 72. 

Die —— eines Reichsgeſetzes iſt um zwei 

Monate auszuſetzen, wenn es ein Drittel des Reichstags 

verlangt. Geſetze, die der Reichſtag und der Reichsrat 
be dringlich erklären, kann der Reichspräſident ungeachtet - 

iejes Berlangeng verfünden. 









Artifel 73. 
Ein vom Reichstag beſchloſſenes Gefeg iſt dor feiner 
nn zum Volksentſcheid zu bringen, wenn Der 
i een binnen eines Monats es beftimmt, 
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Ein Geſetz, deſſen Verkündung auf Inteng: 


mindeitend einem Drittel des Neichstags ausgefebt Ir 
ift dem Voltsentfheid zu unterbreiten, wenn ein Iwan 


zigitel der Stimmberechtigten es beantragt. 


Ein Volksentſcheid ijt ferner herbeizuführen, wenn 


ein Zehntel. der Stimmberechtigten das Begehren nad) 


Borlegung eines Gefegentwurfs Stellt. Dem Volle 
begehrten muß ein audgearbeiteter Gejegentwurf zue 
grunde liegen. Er ift von der Regierung unter Dar 
legung ihrer Stellungnahme dem Reichstag zu unter 


breiten. Der Volksentſcheid findet nicht ſtatt, wenn der 


begehrte Geſetzentwurf im Reichstag underändert anger 


nommen worden it. 


Über den Haushaltsplan, über Abgabengeſetze und Y 
Befoldungsordnungen kann nur der Reichspräfident einen — 


Volksentſcheid veranlafjen. 
Das Berfahren beim Volksentſcheid und beim Volts⸗ 
begehren regelt ein Reichsgeſetz. 


Artikel 74. 


Gegen die vom Reichstag beſchloſſenen Geſetze Met 
dem Reichsrat der Einſpruch zu. 
Der Einſpruch muß innerhalb zweier Wochen nad) 


regierung eingebracht und jpätejteng binnen zwei weiteren 


Wochen mit Gründen verfehen werden. 


Im Falle des Einſpruchs wird das Geſetz dem 3 


Reichstag zur nochmaligen Beichlußfaffung vorgelegt. 


Kommt hierbei feine Mbereinftimmung zwijchen Reichstag : 
und Neichsrat zuftande, jo Tann der Neichspräfident 
binnen drei Monaten über den Gegenftand der Meinungs- 3 


verjchiedenheit einen Bolksentjcheid anordnen. Macht der 
Präfident von diefem Rechte feinen Gebraud), fo.gilt das 
Geſetz als nicht zuitande gefommen. Sat der Neichstag 
mit Ziweidritfelmehrheit entgegen dem Einſpruch des 
Reichsrats befchloffen, jo Hat der Präſident das 


Gefek binnen drei Monaten in der vom Reichstag ber 


Ichloffenen Faſſung zu verkünden oder einen Volksentſcheid 
anzuordnen. 


Artifel 75. 


——— 









der Schlußabſtimmung im Reichsſtag bei der Reichs⸗ 


Durch den Vollsentiheid Tann ein Beſchluß dee 


Reichstags nur dann außer Kraft gejegt werden, wenn 














fi die Mehrheit der Stimmberecjtigten an der Ahftims 
mung beteiligt. 





Artifel 76. 

Die Verfaſſung kann im Wege der Gefehgebung 
‚geändert werden. Jedoch kommen Beſchlüſſe des Reichs— 
tags auf Abänderung der Verfaſſung nur zuſtande, wenn 
zwei Drittel der gejeglichen Mitgliederzahl anweſend find 
und mwenigitens zivei Drittel der Anweſenden zujtimmen. 
Auch Beichlüffe des Reichsrats auf Abänderung der Ber- 
fafjung bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
abgegebenen Stimmen. Soll auf Volf3begehren durch 
Volksentſcheid eine Berfaffungsänderung beſchloſſen werden, 
fo ift die Zuftimmung der Mehrheit der Stimmberechtigten 
erforderlich). 

j Hat der Reichstag entgegen dem Einſpruch des Reichs⸗ 
rats eine Berfafjungsänderung befchloffen, jo darf der 
Reichspräſident dieſes Gefe nicht verfünden, wenn der 
Sa binnen zwei Wochen den Bolfsentfcheid ver⸗ 

angt. 






Artikel 77. 

“ Die zur Ausführung der Neichsgejege erforderlichen 
allgemeinen Verwaltungsvorſchriften erläßt, ſoweit die 
Geſetze nicht anderes beftimmen, die NeichSregierung. 
Sie bedarf dazu der Zuftimmung des Reichsrats, wenn 
es der Neichsgejege den Landesbehörden 
zu 







Sechſter Abfchnitt. 
Die Reichsverwalftung. 

Urtifel 78. 

= Die Pflege der Beziehungen zu den auswärtigen 
Staaten iſt ausſchließlich Sache des NeichE. 

In Angelegenheiten, deren Negelung der Landes— 
geſetzgebung zuiteht, können die Länder mit auswärtigen 
Staaten Berträge ſchließen; die Verträge bedürfen der 

Zuftimmung des Reichs. 
Bereinbarungen mit fremden Staaten über Ber. 
_ änderung der Neichsgrenzen werden nach Zuftimmung 
des beteiligten Landes durch das Neich abgefchloffen. Die 
Grengveränderungen dürfen nur auf Grund eines Reichs— 
geſetzes erfolgen, joweit es fich nicht um bloße Berichtigung 
der Grenzen unbewohnter Gebietäteile handelt. 
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Um die Vertretung der nrtereffen zu gewährleift 
die ſich für einzelne Länder aus ihren befonderen w 
ſchaftlichen Beziehungen oder ihrer benachbarten Lage zu 
auswärtigen Staaten ergeben, trifft da8 Reich im E 
vernehmen mit den beteiligten Qändern die erforderlich 
Einridtungen und Maßnahmen. 


Urtitel 79, 

Die Verteidigung des Reichs ift Reichsſache. Die 
Wehrverfaſſung des deutſchen Volkes wird unter Berück 
fihtigung der befonderen landsmannſchaftlichen — 
arten durch ein Reichsgeſetz einheitlich geregelt. 


Artikel 80. | 
Das Kolonialweſen it ausſchließlich Sache des Reichs. 


Artikel 81. 


Alle deutſchen Kauffahrteiigiffe bilden eine einheit⸗ 
liche Handelsflotte. 


Artifel 82, 


Deutſchland bildet ein Zoll und Banbelögebiet um 
geben von einer gemieinichaftlichen Zollgrenze. % 

Die Zollgrenze fallt mit der Grenze gegen das 
Ausland zufammen. An der See bildet das Geftade des 

Feſtlandes und der zum Reichsgebiet gehörigen Inſeln 
die Bollgrenze. Für den Lauf der Zollgrenze an der 
See und an anderen Gewäſſern fönnen Abweichungen 
bejtimmt werden. — 

Fremde Staatsgebiete oder Gebietsteile können durch 
Staafsperträge „der Ubereinkommen dem Zollgebiete 
angeſchloſſen werden. 

Aus dem Zollgebiete können nach beſonderem Er⸗ 
fordernis Teile ausgeſchloſſen werden. Für Freihäfen 
kann der Ausſchluß nur durch ein verfaſſungsänderndes 
Geſetz aufgehoben werden. 

Zollausſchlüſſe können durch Staatsverträge oder 
Ubereinkommen einem fremden Zollgebiet angeſchloſſen 
werden. CR 
Ale Erzeugniffe der Natur fowie des Geiverbe- nd 
Kunſtfleißes, die fich im freien Verkehr des Reichs br 
finden, dürfen über die Grenze der Länder und Gemeinden 
ein⸗ aus⸗ oder durchgeführt werden. Ausnahmen find 
auf Grund eines Reichsgeſetzes zuläffig. | 
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Artikel 83. 

& Die Zölle und Verbrauchsſteuern werden durch Reichs⸗ 
Behörden verivaltet. 

‚Bei der Verwaltung von Reichgabgaben durch Reiche: 
Behörden find Einrichtungen vorzufehen, die den Rändern 
die Wahrung bejonderer Landesintereſſen auf dem Gebiete 
der Landwirtſchaft, des Handels, des Gewerbes und der 
me ermöglichen. 






; Artikel 84. 

Das Reich trifft durch Geſetz die Vorſchriften über: 

1. die Einrichtung der Abgabenverwaltung der 
Länder, ſoweit es die einheitliche und gleichmäßige 
Durchführung der Reichsabgabengejege erfordert; 

2. die Einrihtung und Befugniſſe der mit der Be— 

auffichtigung der Ausführung der Reichsabgaben- 

gejege betrauten Behörden; 

die Abrechnung mit den Ländern; 

die Vergütung der VBerwaltunggfoften bei Aus— 

führung der Reichsabgabengeſetze. 


Artikel 85. 


Alle Eimmahmen und Ausgaben des Reichs müſſen 
für jedes Rechnungsjahr veranſchlagt und in den Haus— 
Beplen eingeftellt werden. 

Der Haushaltspları wird vor Beginn des Nechnungs- 
jahes De ein Geſetz feſtgeſtellt. 
Be e Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr 
Gemilligt; fie können in bejonderen Fällen auch für eine 
längere Dauer bewilligt werden. Im übrigen find Vor— 
ſchriften im Reichshaushaltsgeſetz unzuläffig, die über das 
Rechnungsjahr hinausreichen oder ſich nicht auf die Ein- 
nahinen und Ausgaben des Reichs oder ihre Verwaltung 
bi eziehen. 
Der Reichstag kann im Entwurfe des Haushalisplans 
Pine Zuftimmung des ReichSrats Ausgaben nicht erhöhen 
oder neu einjegen. 
Die Zuftimmung des Neichsrat3 Tann gemäß den 
este des Artikel 74 erjegt werden. 


2 Artikel 86. 


Uber die Verwendung aller Reich3einnahmen legt 
der Reichsfinangminifter in dem folgenden Rechnungsjahre 


mw 
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werben, find auf Verlangen dem Reiche zu übertragen. 4 


Staatsgerichtshof. 






















zur Entlaſtung der Reichsregierung dem Reichsrat 
dem Reichsſtag Rechnung. Die ne 
durch Reichsgeſetz geregelt. 


Artikel 87. 


Im Wege des Kredits dürfen Geldmittel nur 
aukerordentlichem Bedarf und in der Regel nur 
Ausgaben zu werbenden Zwecken beſchafft werden. 
jolche VBeichaffung fowie die Übernahme einer Sicherh 
leiſtung zu Laften des Reichs dürfen nur auf Gru 
eines Reichsgeſetzes erfolgen. 


Artifel 88. 

das Poſt- und Telegraphenweſen ſamt dem Fer ne 
ſprechweſen ift ausfchlieglid Sache des Reiche. we 
Die Boftivertzeichen find für das ganze Reich einheitlich. 

Die Neichsregierung erläßt mit Zuftinnmung bes 
Reichsrats die Verordnungen, welche GSrundfäße und Ges 
bühren für die Benußung der Berfehrseinrichtungen feſt⸗ 
ſetzen. Sie kann dieſe Befugnis mit Zuſtimmung des 
Reichsrats auf den Reichspoſtminiſter übertragen. En 
Zur beratenden Mitwirfung in Angelegenheiten des 
BVoft-, Telegraphen- und Sernfprechverfehrd und der 
Zarife errichtet die ReichSregierung mit Zuſtimmung des 
Reichsrats einen Beirat. : 
Berträge über den Berfehr mit dem Ausland Nöte 
allein das Reich. 
Artikel 89. 2: 

Aufgabe des Reichs ift e8, die dem allgemeinen 
Berfehre dienenden Eifenbahnen in fein Eigentum zu über 
nehmen und als einheitliche Berfehrsanftalt zu verwalten, L 
Die Nechte der Länder, PBrivateifenbahnen zu er» 


Artifel 90. 

Mit dem Tlbergang der Eifenbahnen übernimmt das 
Reich die Enteignungsbefugnis und die ſtaatlichen Hoheits⸗ 
rechte, die ſich auf das Eiſenbahnweſen beziehen. Uber 
den Umfang dieſer Me entjcheidet im er der 


Artikel 91. 


Die Reichsregierung. erläßt mit Zuſtimmung des 
Reichsrat3 die Verordnungen, die den Bau, den Betrieb 









und den Verkehr der Eifenbahnen regeln. Sie fann dieſe 
Befugnis mit YZuftimmung des Reichsrats auf den zur 
fändigen Reichsminijter übertragen. 


Artifel 92. 

Die Reichseiſenbahnen find, ungeachtet der Einglie 
derung ihres Haushalt3 und ihrer Rechnung in den all» 
gemeinen Haushalt und die allgemeine Rechnung des 
Reichs, als ein jelbitändiges wirtjchaftliches Unternehmen 
zu verwalten, das feine Ausgaben einjchlieglich Verzinſung 
_ and Tilgung der Cifenbahnichuld felbit zu beitreiten und 
eine Eifenbahnrüdlage anzulammeln hat. Die Höhe der 
Tilgung und der Rücklage ſowie die VBerwendungszimede 
der Nüdlage find durch beionderes Gejeg zu regeln. 








SE Artikel 93. 

Zur beratenden Mitwirkung in Angelegenheiten des 
Eiſenbahnverkehrs und der Tarife errichtet die Reichs— 
regierung für die Neichgeifenbahnen mit Zuftimmung des 

Reichsrats Beiräte. 


. Artikel 94. 
Hat das Reich die dem allgemeinen Verfehre dienenden 
Eijenbahnen eines bejtimmten Gebiet8 in feine Verwaltung 
übernommen, fo können innerhalb dieſes Gebiet$ neıte, 
dem allgemeinen Berfehre dienende Eifenbahnen nur vom 
Reiche oder mit feiner Zultimmung gebaut werden. 
Berührt der Bau neuer oder die Veränderung bejtehender 
2 lenbehnantagen den Geſchäftsbereich der Landes— 
polizei, jo bat die NeichSeifenbahnverwaltung vor der 
Entſcheidung die Landesbehörden anzuhören. 
Ro das Reich die Eiſenbahnen noch nicht in feine 
Verwaltung übernommen hat, Tann e8 für den all- 
gemeinen Berfehr oder die Yandesverteidigung als not» 
wendig exachtete Eiſenbahnen fraft NeichSgejege3 auch 
gegen den Widerfpruch der Länder, deren Gebiet durch» 
fchnitten wird, jedoch unbejchadet der Landeshoheitd- 
rechte, für eigene Rechnung anlegen oder den Bau einem 
anderen zur Ausführung überlajjen, nötigenfalls unter 
Berleihung des Enteignungsrecht3. 
Jede Eijenbahnverwaltung muß ſich den Anſchluß 
anderer Bahnen auf deren Kojten gefallen lafjen. 


BEN a 
Artifel %. 


Eifenbahnen des allgemeinen Verkehrs, die nicht vom. 3 
Teiche verwaltet werden, unterliegen der Beauffihtigung 


duch das Ne 


ich. 3 

Die der Reichsaufſicht unterltegenden Eifenbahnen 
find nad den gleihen vom Reiche feſtgeſetzten Grund» 
Aid in betriebs- 


lägen anzırlegen und auszurüften. Gie 
fiherem Zuftand zu erhalten und entiprechend den An— 


forderungen des Verkehrs auszubauen. Berjonen- und 


Güterverkehr find in Übereinftimmung mit dem Bedürfnis 
zu bedienen und auszugeltalteit. 

Bei der Beauflihtigung des Tarifweſens ift auf 
gleichmäßige und niedrige Eijenbahnterife hinzuwirken 


Artikel 86. 

Ale Eijenbahnen, auch die nicht dem allgemeinen 
Verkehre dienenden, haben den Anforderungen des Reichs 
auf Benugung der Eijenbahnen zum Zivede der Landes— 
verteidigung Folge zu leilten. 


Artifel 97. | 

Aufgabe des Reichs ift e8, die dem allgemeinen 
Berfehre dienenden Wafjerftragen in fein Eigentum und 
feine a zu übernehmen. 

Nach) der Übernahme fünnen dem allgemeinen Verkehre 
dienende Waſſerſtraßen nur noch vom Reiche oder mit 
ſeiner Zuſtimmung angelegt oder ausgebaut werden. 

Bei der Verwaltung, dem Ausbau oder dem Neubau 
bon Waſſerſtraßen find die Bedürfniſſe der Landeskultur 
und der Waſſerwirtſchaft im Einvernehmen mit den 
Ländern zu wahren. Auch iſt auf deren Förderung 
Rückſicht zu nehmen. 

Jede Waſſerſtraßenverwaltung hat fich den Anſchluß 
anderer Binnenwaſſerſtraßen auf Koſten der Unternehmer 
gefallen zu laffen. Die gleiche Verpflichtung beiteht fir 
die Heritellung einer Verbindung zwiſchen Binnenwaſſer⸗ 
ftraßen und Eijenbahnen. 

Mit dem Übergang der Wafleritraßen erhält dag 


* 





le Sa ara = ra br az. are Te Een Zu ze 


Reich die Enteignungsbejugnig, die Tarifhoheit ſowie die 


Strom. und Schiffahrtspolizet. 

Die Aufgaben der Strombauverbände in bezug auf 
den Ausbau natürlicher Wafjerftraßen im Rhein-, Weſer⸗ 
und Elbgebiet ſind auf das Reich zu übernehmen 



























Artikel 98. 


- Zur Mitivirkung in Angelegenheiten der Waſſerſtraßen 
werden bei den Reichswaſſerſtraßen nach näherer An- 
‚oronung der Neichsregierung unter Zuſtimmung des 
deichsrats Beiräte gebildet. 


Artikel 99. 


Auf natürlichen Waſſerſtraßen dürfen Abgaben nur 
ir ſolche Werke, Einrichtungen und fonftige Anftalter 
rhoben Werden, die zur Erleichterung des Verkehrs 
eitimmt find. Sie dürfen bei ftaatlichen und fommunalen 


Interhaltungstoften für Anſtalten, die — ausſchließlich 
ur Erleichterung des Verkehrs, ſondern auch zur Förde⸗ 
ung anderer Zwecke beſtimmt ſind, dürfen nur zu einem 
xchaltnismäßigen Anteil durch Schiffahrtsabgaben auf- 
ebracht werden. Als Herjtellungstoften gelten die Zinſen 
nd Tilgungsbeträge für die aufgewandten Mittel. 

Die Vorſchriften des vorſtehenden Abſatzes finden 
mwendung auf die Abgaben, die für künſtliche Wafjer- 
tragen ſowie für Anftalten an folden und in Häfen er- 
oben werden. 

- Sm Bereiche der Binnenſchiffahrt können für die Be- 
neſſung der Defahrungsabgaben die Gejamtfojten einer 
Bajleritraße, eines Stromgebiet3 vder eines Waſſer— 
ſtraßen neges zugrunde gelegt werden. 

Dieſe Beſtimmungen gelten auch für die Flößerei 
auf ſchiffbaren Waſſerſtraßen. 

— Auf fremde Schiffe und deren Ladungen andere oder 
‚höhere Abgaben zu legen als auf deutſche Schiffe und 
eren Ladungen, jteht nur dem Reiche zu. 

Zur Beſchaffung von Mitteln für die Unterhaltung 
md den Ausbau des deutjchen Waſſerſtraßennetzes a 
a3 Reich) die SchiffahrtSheteiligten auch auf andere 
Meile durch Gejek zu Beiträgen heranziehen. 


Artikel 100. 








Zur Dedung der Kojten für Unterhaltung und Bau 
on inmentehiffehrtswegen fan dur ein Reichsgeſetz 
uch herangezogen werden, wer aus dem Bau bon Tal- 
perren in anderer Weiſe al3 durch Befahrung Nuben 
= iofern mehrere Länder beteiligt find oder das Neid; 
die Koſten der Anlage trägt. 
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Artifel 101. 


Aufgabe des Reichs ift es, alle Seezeichen, 
bejondere Reuchtfener, Feuerſchiffe, Bojen, Tonnen 
Baken in ſein Eigentum und ſeine Verwaltung zu üb 
nehmen. Nach der Übernahme. können Seezeichen n 
noch vom Reiche oder mit feiner Sujmung bergeite 
oder ausgebaut werden. 


Siebenter Abſchnitt. 


Die Rechtspflege. Bi: 
Artifel 102. F 


Die Richter ſind unabhängig und nur dem Geſetz 
unterworfen. 


Artikel 103. 


Die ordentliche Gexichtsbarkeit wird durch das eidg . 
gericht und durch die Gerichte der Länder ausgeübt. 


Artifel 104. 


Die Richter der ordentlichen Gericht3barfeit werden 4J 
auf Lebenszeit ernannt. Sie können wider ihrer Willen 
nur kraft richterlicher Entſcheidung und nur aus den” 
Gründen und unter den Formen, welche die Geſetze beftimmen, % 
Dauernd oder zeitweije ihres Amtes enthoben oder an eine” 
andere Stelle oder in den Ruheſtand verjegt werden.” 
Die Gejeggebung kann Alterögrenzen feitjegen, bei deren 
Erreihung Richter in den Ruheſtand treten. 

Die vorläufige Amtsenthebung, die kraft Geſebes 
eintritt, wird hierdurch nicht berührt. 

Bei einer Veränderung in der Einrichtung der Gerichte 
oder ihrer Bezirke kann die Landesjuſtizverwaltung un⸗ 
freiwillige Verſetzungen an ein anderes Gericht oder 
Entfernungen vom Amte, jedoch nur unter Belafjung de3 3 
vollen Gehalts, verfügen. 

Auf Handelsrichter, Schöffen und Geſchworene finden 
diefe Beitimmungen feine Anwendung. = 


Artifel 105. 

Ausnahmegerichte find unftatthaft. Niemand darf 
feinem gejeglichen Richter entzogen werden. Die gejeglichen 
Beltimmungen über Striegögerichte und Standgerichte 
werden hiervon nicht berührt. Die militärijchen Ehren» 
gerichte find aufgehoben. & 


Liner 
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i | Artikel 106. 

Die Militärgerichts barkeit iſt aufzuheben, außer für 
iegszeiten und an Bord der Kriegsſchiffe. Das Nähere 
a ein Reichsgeſetz. 


Artikel 107. 

{ Im Reiche und in den Ländern müſſen nach Maßgabe 
er Geſetze Verwaltungsgerichte zum Schutze der einzelnen 
egen Anordnungen und Verfügungen der Verwaltungs» 
e örden beſtehen. 





Artikel 108. 


Nach Maßgabe eines Reichsgeſetzes wird ein Staats— 
gerichtshof für das Deutſche Reich errichtet. 





Zweiter Hauptteil. 


: Grundrechte und Grundpflichten 
| der Deutjchen. 


Erſter Abjchnitt. 
Die Gingelperfon. 


Artifel 109. 
. Alle Deutſchen find vor dem Geſetze gleich. 
2 Männer und Frauen haben grundſäßlich diejelben 
flantsbürgerlichen Rechte und Pflichten. 
—  Dffentlichrechtliche Borrechte oder Nachteile der Geburt 
oder des Standes find aufzuheben. Adelsbezeichnungen 
‚gelten nur als Teil des Namens und dürfen nicht mehr 
berliehen werden. 

= Site dürfen nur verliehen werden, wenn fie ein 
Amt oder einen Beruf bezeichnen; afademijche Grade find 
hierdurqh nicht betroffen. 

Orden und Ehrenzeichen dürfen vom Staat nicht 
verliehen werden. 
- Kein Deutſcher darf von einer ausländijchen Regierung 
Titel oder Orden annehmen. 


= Artikel 110. 


= le Staatsangehörigfeit im Reiche und in den 
Ländern wird nach den Beitimimungen eines Reichsgeſetzes 


— 























ae 


erworben und verloren. Jeder Angehörige eines 2 
it zugleich NeichSangehöriger. = 
Jeder Deutfche hat in jedem Lande des eich 
gleichen Nechte und Pflichten wie die Angehörigen 
Landes jelbit. = 


Artikel 111. 


Ale Deutfchen genießen Treizügigfeit im gan 
Reiche. Jeder hat das Net, ſich an beliebigen Or 
des Reichs aufzuhalten und niederzulaffen, Grundftü 
za erwerben und jeden Nahrungszmweig zu betrei 
Einſchränkungen bedürfen eines Reichsgeſetzes. 


Artitel 112. = 

Seder Deutſche ift berechtigt, nad) auferdenttndd 
Ländern auszuwandern. Die Ausivanderung Tann nur 
durch Reichsgeſetz beſchränkt werden. 

Dem Ausland gegenüber haben alle Neidjsangehötigen 
inner und außerhalb des Reichsgebiets Anſpruch auf den 
Schutz des Reichs. 

Kein Deutſcher darf einer ausländiſchen Nee 
zur Verfolgung oder Bejtrafung überliefert werden. 


Arttiel 113. 


Die fremdſprachigen Volfsteile des Reichs biefen 
durch Die Öefeßgebung und Berivaltung nicht in ihrer 
freien, volkstümlichen Cntwidlung, befonders nicht im 
Gebrauch ihrer Mutterfprache beim Unterricht, ſowie bei der 
— Verwaltung und der Rechtspflege en 
werden. 


Artikel 114 N 


Die Freiheit der Perjon ift unverleglih. Eine Bein: 
trächtigung oder Entziehung der perjönlichen Freiheit” 
dur) die öffentliche Gewalt ift nur auf Grund bon. 
Geſetzen zuläffig. 

Perjonen, denen die Freiheit entzogen wird, find 
ſpäteſtens am darauffolgenden Tage in Kenntnis zu Teen, 
von welcher Behörde und aus Welchen Gründen die 
Entziehung der Freiheit angeordnet worden iſt; under 
zügli fol ihnen Gelegenheit gegeben werden, Ein 
mendungen gegen ihre Freiheitsentziehung boraubrnnn 


an we 












ER Artikel 115, 

Die Wohnung jedes Deutfhen tft fir ihn eine 
Freiſtütte und unverleglid. Ausnahmen find nur auf 
Grund don Gefegen zuläflig. 


Artifel 116. 
a Eine Handlung kann mir dann mit einer Strafe 
belegt werden, wenn die Strafbarfeit gejeklich beſtimmt 
war, bevor die Handlung begangen wurde. 


Artifel 117. 
Das Driefgeheimnis ſowie das Poſt⸗, Telegraphen- 
and Fernſprechgeheimnis find unverleglih. Ausnahmen 
Tönen nur durch Reichsgeſetz zugelaffen werden. 


Artikel 118. 

Seder Deutihe Hat das Mecht, innerhalb der 
Schranken der allgemeinen Geſetze feine Meinung durch 
Wort, Schrift, Druck, Bild oder in fonftiger Weife frei 
zu äußern. An dieſem Rechte darf ihn fein Arbeit3- oder 
 Anftellungsverhältnis hindern, und niemand darf ihn 
benachteiligen, wenn er von diefem Nechte Gebrauch macht. 
: Eine Zenſur findet nicht ftatt, doch können für 


Maßnahmen zuläfiig. 


Zweiter Abſchnitt. 
Das Gemeinſchaftsleben. 


Artikel 119. 
Die Ehe ſteht als Grundlage des Familienlebens 
und der Erhaltung und Vermehrung der Nation unter 
dem beſonderen Schutz der Verfaſſung. Sie beruht auf 
der Gleichberechtigung der beiden Geſchlechter. 
Die Reinerhaltung, Geſundung uud ſoziale Förde— 
zung der Familie iſt Aufgabe des Staats und der Ge— 
meinden. Sinderreiche Familien haben Anſpruch auf aus⸗ 
gleichende Fürſorge. 



















Die Mutterfchaft hat Anfpruc auf, den — u 
die Fürſorge des Staats. 


Artifel 120. 


Die Erziehung des Nachwuchſes zur leiblichen, see 
und gefellichaftlichen Tüchtigfeit ift oberfte Pflicht und 
natürliches Recht der Eltern, über deren N die 
itaatlide Gemeinschaft wacht. 


Artifel 121. 


Den unehelichen Kindern find durch die Genen = 

die gleichen Bedingungen für ihre leibliche, ſeeliſche u 
& ——— Entwicklung zu ſchaffen wie den ehelich t 
indern = 


Artikel 122. 


Die Jugend iſt gegen Ausbeutung ſowie gegen fittfiche, 
geijtige oder fürperliche VBerwahrlofung zu hüten. Staat 
Ber Gemeinde haben die erforderlichen Einrichtungen zu 

effen. 

Fürſorgemaßregeln im Wege des Zwanges rönnen 
nur auf Grund des Geſetzes angeordnet werden. 


Artikel 123. 

Alle Deutſchen haben das Recht, ſich ohne Anmeldung 
oder bejondere Erlaubnis friedlich und unbemwaffnet zu 
berjammeln. 

Berfammlungen unter freiem Himmel können dur 
Reichsgeſetz anmeldepflichtig gemacht und bei unmittelbarer 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit verboten imerdeit. 


Artikel 124. > 

Alle Deutſchen haben das Recht, zu Zwecken, die den 
Strafgeſetzen nicht zuwiderlaufen, Vereine oder Gejell- 
ſchaften zu bilden. Dies Recht kann nicht durch Vor— 
beugungsmaßregeln beſchränkt werden. Für religiöſe Ver⸗ 
eine und Geſellſchaften gelten dieſelben Beſtimmungen 
Der Erwerb der Rechtsfähigkeit ſteht jedem Verein 
gemäß den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts frei. Er 
darf einem Vereine nicht aus dem Grunde verjagt werden, 
daß er einen politiichen, ſozialpolitiſchen oder ae: 
Zweck verfolgt. Er 


N ee 


Artikel 125. 
Wahlfreiheit und Wahlgeheimnis find getwährleiftet. 
Das Nähere bejtimmen die Wahlgejege. 


Artikel 126. 
Jeder Deutſche Hat das Necht, ſich fchriftlich mit 
Bitten oder Beichiwerden an die zujtändige Behörde oder 
an die Volfsvertretung zu wenden. Diefes Recht fann 


ſowohl von einzelnen als auch von mehreren gemeinfam 
- ausgeübt werden. 


Artifel 127. 


h Gemeinden und Gemeindeverbände haben das Recht 
der Selbjtverwaltung innerhalb der Schranken der Gejege. 


Artikel 128. 


f Alle Staatsbürger ohne Unterschied find nach) Maß. 
‚gabe der Gejege und entiprechend ihrer Befähigung und 
ihren Leijtungen zu den öffentlichen Amtern zuzulaſſen. 
2: Alle Ausnahmebeftimmungen gegen weibliche Beamte 
werden bejeitigt. 

Die Grundlagen des Beamtenverhältnijjes find durch 
Reichsgeſetz zu regeln. 


Artikel 129. 


Die Anftellung der Beamten erfolgt auf Lebenszeit, 
oweit nicht durch Geſetz etwas anderes beftimmt- ift. 
ubegehalt und Hinterbliebenenverjorgung werden gejeß- 
lich geregelt. Die wohleriworbenen Rechte der Beamten 
find unverleglih. Für die vermögensrechtlichen Anjprüche 
der Beamten ſteht der Nechtsiveg offen. 
Die Beamten können nur unter den gefeßlicdh be- 
mmten Borausfegungen und Formen vorläufig ihres 
mtes enthoben, einjtweilen oder endgültig in den Ruhe— 
ftand oder in ein anderes Amt mit geringerem Gehalt 
verſetzt werden. 
Gegen jede dienftliche Straferfenntnis muß ein 


Beſchwerdeweg und die Möglichkeit eines Wiederauf— 


nahmeverfahrens eröffnet fein. In die Nachiveife über 
die Perſon des Beamten find Eintragungen von ihm un 
günftigen Tatjachen erjt vorzunehmen, wenn dem Beamten 
Gelegenheit gegeben war, fich über fie zu äußern. Dem 
Beamten ijt Einfiht in feine Perfonalnachweije zu ge 
währen. 
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Die Unverletlichteit der wohlerworbenen Rechten und 
die DOffenhaltung des Rechtswegs für die bermögeng- 
rechtlichen Anjprüche werden bejonder® auch den Berufs 
joldaten gemwährleiftet. Im übrigen wird ihre Stellung E 
durch Reichsgeſetz geregelt. 


Artifel 130. e. 

2 Die Beamten find Diener der Gefamtheit, nicht einer 
artei. A 
Allen Beamten wird die Treiheit ihrer politifchen. 5 
Gefinnung und die Vereinigungsfreiheit gewährleijtet. 
Die Beamten erhalten nach näherer reichsgejeßlicher 
Beitimmung befondere Beamtenvertretungen. 5 


Artikel 131. 


Verlegt ein Beamter in Ausübung der ihm ander 3 
trauten öffentlichen Gewalt die ihm einem Dritten gegen 
über obliegende Amtspflicht, jo trifft die Verantiwortlichkeit 
grundfäglich den Staat oder die Körperichaft, in deren 
Dienjte der Beamte ſteht. Der Rüdgriff gegen den 
Beamten bleibt vorbehalten. Der ordentliche Nechtsweg 
darf nicht ausgeſchloſſen werden. 3 

Die nähere Regelung liegt der zuftändigen Geſet ⸗ 
gebung ob. 


— 


Artikel 132. 


Jeder Deutſche hat nach Maßgabe der Geſetze bie. : 
Pflicht zur Übernahme ehrenamtlicher Tätigkeiten. — 


Artikel 133. — 

Alle Staatsbürger ſind verpflichtet, nach Meßgade 
der Geſetze perſönliche Dienſte für den Staat und die 
Gemeinde zu leiſten. 

Die Wehrpflicht richtet ſich nach den Beſtimmungen 
des Reichswehrgeſetzes. Dieſes beſtimmt auch, wieweit 
für Angehörige der Wehrmacht zur Erfüllung ihrer Auf-⸗ 
gaben und zur Erhaltung der J—— —— Grunde · 
rechte einzuſchränken ſind. 


Artikel 134. — 
Alle Staatsbürger ohne Unterſchied tragen im Ver—⸗ 
hältnis ihrer Mittel zu allen öffentlichen Lajten ES 
Diakgabe der Gejete bei. 
























Dritter Abſchnitt. 
Alien und Religionsgeſellſchaften. 


Artifel 135. 


Alle Bewohner des Reichs genießen volle Glaubens⸗ 
nd Gewiſſensfreiheit. Die ungeſtörte Religionsübung 
wird durch die Verfaſſung gewährleiſtet und ſteht unter 
atlichem Schutz. Die allgemeinen Staatsgeſetze bleiben 
rvon unberührt. 


Artikel 186. 


Die bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte und 
flichten werden durch die Ausübung der Religionsfreiheit 
der bedingt noch beſchränkt. 
Der Genuß bürgerlicher und ſtaatsbürgerlicher Rechte 
wie die Zulaſſung zu öffentlichen Amtern find unab- 
ängig von dem religiöfen Bekenntnis. 
Niemand iſt verpflichtet, feine religiöfe Überzeugung 
offenbaren. Die Behörden haben nur joweit daS Recht, 
nach der Zugehörigkeit zu einer Religionsgeſellſchaft zu 
fragen, als davon Rechte und Pflichten abhängen oder 
eine geſetzlich angeordnete Hatijtif che Erhebung dies erfordert. 
Niemand darf zu einer Firchlichen Handlung oder 
eierlichfeit oder zur Teilnahme an religiöjen Übungen 
er zur Benutzung einer religiöſen Eidesform geziwungen 
erden, 
= Artikel 137, 

Es beiteht feine Staat3firche. 
Die Freiheit der Bereinigung zu Religionsgeſellſchaften 
ird gemwährleiftet. Der Zuſammenſchluß von Religions» 
fellichaften innerhalb des Reichsgebiets unterliegt feinen 
eſchränkungen. 
Jede Religionsgeſellſchaft ordnet und verwaltet ihre 
Angelegenheiten ſelbſtändig innerhalb der Schranken des 
für alle geltenden Geſetzes. Sie verleiht ihre Amter ohne 
Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde. 
Religionsgeſellſchaften erwerben die Nechtsfähigkfeit 
nach den allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes. 
Die Neligionsgejelichaften bleiben Körperjchaften 
des öffentlichen Rechtes, ſoweit fie folche bisher waren. 
Underen Religionsgejellihaften find auf ihren Antrag 
8* 
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gleiche Nechte zu gewähren, wenn fie durch ihre Berfaffung. 
und die Zahl ihrer Miitglieder die Gewähr der Dauer 
bieten. Schließen ic) mehrere derartige öffentlichrechtliche. 
Neligionsgejellichaften zu einem Verbande zujammen, jo 
it auch diejer Verband eine öffentlichrechtliche Körperjchaft. 

Die Religionsgefellichaften, welche Körperſchaften des 
öffentlichen echtes find, find berechtigt, auf Grund der 
bürgerlichen Steuerlijten nad) Maßgabe der landesrec 
lichen Beſtimmungen Steuern zu erheben. 

Den Religionsgeſellſchaften werden die Vereinigungen 
gleichgeſtellt, die ſich die gemeinſchaftliche Pflege einer 
Weltanſchauung zur Aufgabe machen. 

Soweit die Durchführung diejer Beftimmungen eine 
weitere Regelung erfordert, liegt diefe der Landesgeſetz⸗ 
gebung ob. Ru | 

Artifel 138. = 

Die auf Gefek, Vertrag oder befonderen Rechtettemn 
beruhenden Staatsleiſtungen an die Religionsgeſellſchaften 
werden durch die Landesgeſetzgebung abgelöſt. Die Grunde 
fäge hierfür jtellt das Reich auf. 

Das Eigentum und andere Rechte der Neligiondet 
gejellichaften und religiöjfen Vereine an ihren für Kultuge, 
Unterrichts und Wohltätigfeitszwede bejtimmten YUnftalten, R 
Stiftungen und jonjtigen Vermögen werden gemwährleijtet. 


Artifel 139. 

Der Sonntag und die ftaatlich anerkannten Seierianen 

bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der ſeeliſchen Er- 
bebung gejeglich gejchügt. 


Urtifel 140. 


Den Angehörigen der Wehrmacht ift die nötige freie 
Zeit zur Erfüllung ihrer religiöjen Pflichten zu gewähren. 


Artikel 141. 


Soweit dag ‚Bedürfnis nad) Sottesdienft und Geel- 
forge im Heer, in Krankenhäuſern, Strafanftalten oder 
jonjtigen öffentlichen Anftalten bejteht, find die Religions— 
gejellichaften zur Vornahme religiöjer Handlungen zuzur 
lafjen, wobei jeder Zwang fernzuhalten ift. 








a 


Bierter Abſchnitt. 
Bildung und Schule. 


Artikel 142. 
Die Kunſt, die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ſind frei. 
Der Staat gewährt ihnen Schutz und nimmt an ihrer 
Pfflege teil. 
Artikel 143. 


”r Für die Bildung der Jugend ift durch öffentliche 
 Ahnftatten zu ſorgen. Bei ihrer Einrichtung wirken Reich, 


- Länder und Gemeinden zufammen. 


& Die Lehrerbildung ijt nach den Grundfägen, die für 
: die höhere Bildung allgemein gelten, für das Neich ein« 
heitlich zu regeln. 

Fr Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben die Air 
und Pflichten der Staatsbeamten. 





Artifel 144. 

Das gefamte Schulwejen fteht unter der Aufſicht 
x bes Staates; er kann die Gemeinden daran beteiligen. 
Die Shwaufjiht wird durch Hauptamtlich tätige, fach- 
männiſch vorgebildete Beamte ausgeübt. 


Artikel 145. 
R Es beiteht allgemeine Schulpflicht. Ihrer Erfüllung 
— dient grundſätzlich die Volksſchule mit mindeſtens acht 
Schuljahren und die anſchließende Fortbildungsſchule bis 
zum vollendeten achtzehnten Lebensjahre. Der Unterricht 
und die Lernmittel in den Volksſchulen und Fortbildungs⸗ 
ſchulen ſind unentgeltlich. 





Artikel 146. 

Das öffentliche Schulweſen iſt organiſch auszu—⸗ 
geſtalten. Auf einer für alle gemeinſamen Grundſchule 
baut fi) da3 mittlere und höhere Schulwejen auf. Für 
diefen Aufbau ift die Mannigfaltigfeit der Lebensberufe, 
für die Aufnahme eines Kindes in eine bejtimmte Schule 
find jeine Anlage und Neigung, nicht die wirtichaftliche 
und gejellfchaftliche Stellung oder das Neligionsbefenntnis 
feiner Eltern maßgebend. 














is ein nn —— — im Sinne — 
Abſ. 1, nicht beeinträchtigt wird. Der Wille der Er— 
ziehungsberechtigten ift möglichit zu berüdjichtigen. Das 
Nähere beitimmt die Kandesgejekgebung nad) den Grund⸗ 
lägen eines Reichsgeſetzes. E: 

Für den Zugang Miinderbemittelter zu den mittleren u 
und höheren Schulen find duch Neich, Länder und Ger 
meinden öffentliche Mittel bereitzuftellen, insbejondere 
Erziehungsbeihilfen für die Eltern von lindern, Die zur 
Ausbildung auf mittleren und höheren Schulen für ges 
eignet erachtet werden, big zur Beendigung der Senn 4 


Artikel 147. & 
„Private Schulen als Erſatz für öffentliche Schulen 


den Landesgeſetzen. Die Genehmigung iſt zu erteilen, 
wenn die Privatſchulen in ihren Lehrzielen und Einrich⸗ 


Lehrkräfte nicht Hinter den öffentlichen Schulen zurüde 
ftehen und eine Sonderung der Schüler nach den 68 
berhältnijjen der Eltern nicht gefürdert wird. Die 4 
nehmigung ift zu verjagen, wenn die wirtichaftlie und 
— Stellung der Lehrkräfte nicht genügend ger 
ichert ® 
= Private Volksſchulen find nur zuzulaffen, wenn für 
eine Minderheit von msn) deren 


— ein es Para sald Sen e 
anerfennt. 
Private Vorſchulen find aufzuheben. 
Für private Schulen, die nicht als Erſatz für öffent⸗ 
liche Schulen dienen, verbleibt es bei dem geltenden ne, 


3 


Artikel 148. 4 

In allen Schulen ift fittliche Bildung, ſtaatsbürger⸗ 
liche Gefinnung, perfönliche und berufliche Tüchtigfeit im 
Geiſte des deutjchen Volkstums und der el: 
zu erjtreben. 


EN ERROR TE N de 


















en — — 39 — 


Beim Unterricht in öffentlichen Schulen tft Bedacht 
nehmen, daß die Empfindungen Andersdentender niet 
erletzt werden. 

Staatsbürgerkunde und Arbeitsunterricht find Lehr⸗ 
der Schulen. Jeder Schüler erhält bei Beendigung 
der Schulpflicht einen Abdruck der Verfaſſung. 

Das Volksbildungsweſen, einſchließlich der Volks— 
ochſchulen, ſoll von Reich, Ländern und Gemeinden ge 
ördert werden. 


Artikel 149. 

Der Religionsunterricht iſt ordentliches — 
der Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien (welt⸗ 
lichen) Schulen. Seine Erteilung wird im Rahmen der 
Schulgejeßgebung geregelt. Der Religionsunterricht wird 
in Übereinjtimmung mit den Grundfägen der betreffenden 

Religionsgeſellſchaft unbeſchadet des Auffichtsrechts des 
Staates erteilt. 

Die Erteilung religiöfen Unterricht3 und die Bor- 
nahme firchlicher VBerrichtungen bleibt der Willenserklä— 
rung der Lehrer, die Teilnahme an religiöjen Unterricht3- 
ächern und an firchlichen Feiern und Handlungen der 
Willenserklärung desjenigen überlaffen, der über die reli- 
glöſe Erziehung des Kindes zu beſtimmen hat. 
Die theologiihen Fakultäten an den Hochichulen 
bleiben erhalten. 


— 


Artikel 150. 

Die Denkmäler der Kunſt, ber Geſchichte und der 
Natur fowie die Landſchaft genieken den Schuß und Die 
Pflege des Staates. 

Ebs iſt Sache des Reichs, die Abwanderung deutjchen 
Kunſtbeſitzes in das Ausland zu berhüten. 


Fünfter Abſchnitt. 
Das Wirtfchaftsleben, 


a Artifel 151. 

R- - Die Ordnung bes Wirtſchaftslebens muß den Grund» 

datzen der Gerechtigfeit mit dem Ziele der Gewährleiftung 

eines menfchenmwürdigen Dafeins für alle entiprechen. Ir 
diejen Grenzen ijt die wirtjchaftliche Freiheit des Einzelnen 
zu ſichern. 





Gejeglicher Zwang iſt nur zuläffig zur Verwirklichung 
bedrohter Rechte oder im Dienjt überragender Forderungen 
des Gemeinwohls. 

Die Freiheit des Handels und Gewerbes wird nad) 
Maßgabe der Reichsgeſetze gewährleiftet. 


Artikel 152. | 
Sm MWirtichaftsverfehr gilt Vertragsfreiheit nad 
Maßgabe der Gejete. 
Wucher ift verboten. Nechtsgefchäfte, die gegen die 
Be Eitten verjtoßen, find nichtig. 


Artifel 153. 


Das Eigentum wird von der Berfaffung gewähr- 
leiitet. Sein Inhalt und feine Schranken ergeben fid) 
aus den Gejeken. 

Eine Enteignung fann nur zum Wohle der Allge⸗ 
meinheit und auf geſetzlicher Grundlage vorgenommen 
werden. Sie erfolgt gegen angemeſſene Entſchädigung, 
ſoweit nicht ein Reichsgeſetz etwas anderes beſtimmt. 
Wegen der Höhe der Entſchädigung iſt im Streitfalle der 
Rechtsweg bei den ordentlichen Gerichten offen zu halten, 
ſoweit Reichsgefege nichts anderes beitimmen. Enteignung 
durch das Reich gegenüber Ländern, Gemeinden und 
— Verbänden kann nur gegen Entſchãdigung 
erfolgen 

Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch ſoll auge 
Dienit jein für daS Gemeine Beite, | 


Artikel 154. 

Das Erbrecht wird nach Mafgabe des Sürgerfidien 

Nechtes gemwährleiitet. : 
Der Anteil des Staates am Erbgut bejtimmt fich 

nach) den Gejeten. 


Artikel 155. 


Die Verteilung und Nukung des Bodens wird bon 
Staat3 wegen in einer Weife überivacht, die Mißbrauch 
verhütet und dem Ziele zujtrebt, jedem Deutjchen eine 
gejunde Wohnung und allen deutfchen Familien, befonder8 
den finderreichen, eine ihren Bedürfniffen entjprechende 
Wohn⸗ und Wirtjehaftsheimftätte zu fichern. Kriegsteil⸗ 
nehmer find bei dem zu fchaffenden Heimjtättenrecht be— 
ſonders zu berüdlichtigen. 


EN a ae 

















Grundbeſitz, deffen Erwerb zur Befriedigung des 
Wohnungbedürfniſſes, zur Förderung der Siedlung und 
Urbarmachung oder zur Hebung der Landwirtſchaft nötig 
it, kann enteignet werden. Die Fideikommiſſe find auf 
- zulöjen. 
. Die Bearbeitung und Ausnutzung des Bodens ift 
eine Pflicht des GrundbefigerS gegenüber der Gemein- 
schaft. Die Wertteigerung des Bodens, die ohne eine 
Arbeits⸗- oder Kapitalaufwendung auf das Grundjtüd 
entſteht, ift für die Gejamtheit nugbar zu machen. 
ee - Alle Bodenſchätze und alle wirtſchaftlich nutzbaren 
Naturfräfte jtehen unter Aufficht des Staates. Private 
- Regale find im Wege der Gejekgebung auf den Gtaat 
zu überführen. 
Artikel 156. 


Das Reich Tann durch Geſetz, unbeſchadet der Ent» 
ſchädigung, in ſinngemäßer Anwendung der für Enteig- 
nung geltenden Beitimmungen, für die Vergejellichaftung 
geeignete private wirtichaftlihe Unternehmungen in Ge— 
. meineigentum überführen. Es kann ſich jelbit, die Länder 
oder die Gemeinden an der Verwaltung wirtjchaftlicher 

Unternehmungen und Berbände beteiligen oder fich daran 

in anderer Weife einen bejtimmenden Einfluß fichern. 

Das Reich kann ferner im Falle dringenden Be 
dürfniſſes zum Zwecke der Gemeinivirtjchaft durch Se 
—  wirtfchaftliche Unternehmungen und Verbände auf d 
Grundlage der Selbſtverwaltung zuſammenſchließen mit 

- dem Ziele, die Mitwirkung aller jchaffenden Bolfsteile zu 
fihern, Arbeitgeber und Arbeitnehmer an der Berivaltung 
zu beteiligen und Erzeugung, Serftellung, Berteilung, 
WVerwendung, Breisgeitaltung jowie Ein» und Ausfuhr 
der Wirtſchaftsgüter nach) gemeinwirtſchaftlichen Grund- 
fützen zu regeln. 

: Die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und 
deren Bereinigungen find auf ihr Verlangen unter Berüd- 
fihtigung ihrer Verfaffung und Eigenart in die Gemein- 
wirtſchaft einzugliedern. 


= Artikel 157. 


Die Arbeitskraft jteht unter dem bejonderen Schuß 
des Reiche. 


Das Reich Schafft ein einheitliches Arbeitsrecht. 


Fr 
a 


BEN AN TI 


De, 


Artikel 158. 

Die getitige Arbeit, das Necht der Urheber, der Er⸗ 

Mg und der Künftler, genießt den Schu und bie Für 
orge des Reichs. 

Den Schöpfungen deutfcher Wiſſenſchaft, Kunft ung 

Technik ift durch zwifchenftaatliche Bereinbarung u “ 

Ausland Geltung und Schug zu berichaffen. 


Urtifel 159. 

Die Vereinigungsfreiheit zur Wahrung und Förde 
rung der Arbeit3- und Wirtichaftsbedingungen fit x 
jedermann und für alle Berufe gewährleiſtet. Alle Ab« 
reden und Maßnahmen, welche dieje Freiheit einzufchränten 
oder zu behindern fuchen, find rechtswidrig. 








Artikel 160. 


Wer in einem Dienft- oder Arbeitsverhältnis als 
Angeftellter oder Arbeiter fteht, hat das Recht auf dt 


Ausübung ihm übertragener öffentlicher Ehrenämter nötige 

freie Zeit. MWieweit ihm der Anſpruch auf Bergütung 

erhalten bleibt, beitimmt das Geſetz. | 
fett, 


Artikel 161. 

Zur Erhaltung ber Gefundheit und Arbeitsfähig 
zum Schuß der Mutterfhaft und zur Vorjorge gegen die 
wirtſchaftlichen Folgen von Alter, Schwäche und Wechſel. 
fällen des Lebens ſchafft das Reich ein umfaſſendes 
Verſicherungsweſen unter maßgebender Mitwirkung der 
Verſicherten. 

Artikel 162. — 

Das Reich tritt für eine zwiſchenſtaatliche Negelung 
ber Recht3verhältnijje der Arbeiter ein, die für die ger 
famte arbeitende Klaſſe der Menjchheit ein allgemeines 
Mindeſtmaß der fozialen Rechte erſtrebt. 


BEN BES EEE, 


Artikel 163. 

Jeder Deutſche hat unbejchadet feiner perfönfichen: 
Freiheit die fittliche Pflicht, feine geiftigen und körper⸗ 
lichen Kräfte ſo zu betätigen, wie es das Wohl der 
Geſamtheit erfordert. 






















Jedem Deutichen fol die Möglichkeit gegeben werben, 
durch wirtfchaftliche Arbeit feinen Unterhalt zu erwerben. 
weit ihm angemefjene Irbeitsgelegenheit nicht nach» 
gewieſen werden kann, wird für feinen notwendigen Unter⸗ 
halt gejorgt. Das Nähere wird durch bejondere Reichd- 
geſetze beitimmt. 


Artikel 164. 


Der felbjtändige Mittelftand in Landwirtſchaft, Ge» 
werbe und Handel ift in Gejeßgebung und Verwaltung 
‚zu fördern und gegen Überlajtung und Aufjaugung zu 
ſchützen. 

Artikel 168. 


—— Die Arbeiter und Angeſtellten find bazu berufen, 
gleichberechtigt in Gemeinjchaft mit den Unternehmern 
- an der Regelung der Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen jowie 
E an: der —— wirtſchaftlichen Entwicklung der produk— 
tiven Sträfte mitzuwirken. Die beiderſeitigen Organiſationen 
und ihre Vereinbarungen werden anerkannt. 

J Die Arbeiter und Angeſtellten erhalten zur Wahre 
nehmung ihrer fozialen und wirtjchaftlichen Interejien 
geſetzliche Vertretungen in Betriebsarbeiterräten ſowie in 
nah Wirtſchaftsgebieten gegliederten Bezirfsarbeiterräten 
amd in einem NeichSarbeiterrat. 

7 Die BezirkSarbeiterräte und der NeichSarbeiterrat 
reten zur Erfüllung der gefamten wirtjchaftlichen Aufe 
SE an und zur Mitwirfung bei der Ausführung der 
Sodialiſierungsgeſetze mit den Bertretungen der Inter» 
nehmer und jonft beteiligter Volkskreiſe zu Bezirke» 
wirtſchaftsräten und zu einem Reichswirtſchaftsrat zu— 
- — fjammen. Die Bezirkswirtichaftsräte und der Reichs— 
wirtſchaftsrat find jo zu geitalten, daß alle wichtigen 
Berufsgruppen entiprechend ihrer mirtichaftlichen und 
ſozialen Bedeutung darin vertreten find. 

Sozialpolitifche und wirtjchaftspolitiiche Gefegentwürfe 
von grundlegender Bedeutung jollen von der Reichs— 
_  regierung vor ihrer Einbringung dem Reichswirtichaftsrat 
zur Begutachtung vorgelegt werden. Der Reichswirt— 
ſchaftsrat hat das Recht, felbft ſolche Gejegesporlagen zu 
 — beantragen. Stimmt ihnen die Neichsregierung nicht zu, 
jo bat fie trogdem die Vorlage unter Darlegung ihres 

Standpunkts beim Reichstag einzubringen. Der Neichg« 


ee 


wirtfehaftsrat kann die Vorlage durch eines feiner Mit 
glieder vor dem Reichstag vertreten lafjen. 

Den rbeiter- und Wirtjchaftsräten können auf den 
ihnen überiviejenen Gebieten Kontrolle und Verwaltungs 
befugnifje übertragen werden. 

Aufbau und Aufgabe der Arbeiter- und Wirtſchafts⸗ 
räte ſowie ihr Verhältnis zu anderen ſozialen Selbſt— 
verwaltungskörpern zu regeln, iſt ausſchließlich Sache 
des Reichs. 


Übergangs- und Schlußbeſtimmungen. 


Artikel 166. 
Bis zur Errichtung des Reichsverwaltungsgerichts 
tritt an feine Stelle für die Bildung des Wahlprüfungs— 
gerichts das Neichsgericht. 


Artikel 167. 
Die Beltinnmungen des Artikel 18 Abſ. 3: bis 6 
treten exit zwei Sahre nad) Verkündung der Reichs—⸗ 
verfaſſung in Kraft. 


Artitel 168. 

Bis zum Erlaß des im Artikel 63 borgelehenen 
Landesgejetes, aber höchſtens auf die Dauer eines Jahres, 
können die jäntlichen preußifchen Stimmen im Neichgrat 
von Mitgliedern der Regierung abgegeben werden. 


Artitel 169. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttreten der Beitimmung 
im Artitel 83 Abſ. 1 wird durch die Neichsregierung 
fejtgejegt. 
Für eine angemefjene Übergangszeit kann die Er- 
hebung und Verwaltung der Hölle und Verbrauchs— 
fteuern den Ländern auf ihren Wunſch belafjen werden. 


Artikel 170. 
Die Poſt- und Telegraphenvertvaltungen Bayerns 
und Württembergs gehen jpätejteng am 1. April 1921 
auf das Neich über. 





BES NA 
Someit bi zum 1. Dftober 1920 noch feine Bere 


— fländigung über die Bedingungen der Übernahme erzielt 
iſt, enticheidet der Staatsgerichtshof. 


Bis zur Übernahme bleiben die bisherigen Rechte 
und Nflichten Bayerns und Württembergs in Kraft. 


Ser Poſt- und Telegraphenverfehr mit den Nachbarftaaten 


des Auslandes wird jedoch ausſchließlich vom Neicye ge 
regelt. 
Artifel 171. 
Die Staateifenbahnen, Wailerftraßen und Gee 


8 zeichen gehen jpäteitens am 1. April 1921 auf das Neich 


über. 

Soweit bis zum 1. Dftober 1920 noch feine Ber- 
ftändigung über die Bedingungen der Übernahme erzielt 
iſt, entjcheidet der Staatsgerichtshof. 


Artikel 172. 

Bis zum Infrafttreten des Reichsgeſetzes über den 
Staat3gerichtshof übt feine Befugnijje ein Senat von 
fieben Mitgliedern aus, wovon der Neichstag vier und 
das Neichsgericht aus feiner Mitte drei wählt. Sein 
Verfahren regelt er jelbit. 


Artikel 173. 


Bis zum Erlaß eines Reichsgeſetzes gemäß Artikel 133 
bleiben die bisherigen auf Gefeg, Vertrag oder bejonderen 


. Rectstiteln beruhenden StaatSleijtungen an die Religions» 


gejellichaften beitehen. 


Artifel 174. 

Bis zum Erlaß des in Artikel 146 Abſ. 2 vorge» 
fehenen Reichsgeſetzes bleibt es bei der beftehenden Rechts— 
lage. Das Gejeg hat Gebiete des Neichs, in denen eine 
nach Befenntnifjen nicht getrennte Schule gejeglich beiteht, 
bejonders zu berüdjichtigen. 


Artikel 175. 


Die Beftimmung des Artikel 109 findet Feine An— 
wendung auf Orden und Ehrenzeichen, die fir Werdienite 
in den Striegsjahren 1914—1919 verliehen werden jollen. 


— 46 


Artikel 176. 


Alle öffentlichen Beamten und Angehörigen der 
Wehrmacht ſind auf dieſe Verfaſſung zu vereidigen. Das 
a wird durch Verordnung des Reichspräſidenten bes 

imm 


Urtifel 177. 


Wo in den beitehenden Gejehen bie Eidesleiftung 
unter Benußung einer religiöjfen Eidesform borgejehen 
tft, kann die Eidesleiſtung rechtswirkſam auch in der 
Weiſe erfolgen, daß der Schwörende unter Weglaſſung 
der religiöſen Eidesform erklärt: „ich ſchwöreß Im 
übrigen bleibt der in den Geſetzen vorgeſehene Inhau 
des Eides unberührt. 


Artikel 178. 


Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 16. April 1871 
und das Geſetz über die vorläufige Reichsgewalt vom 10. Fe⸗ 
bruar 1919 ſind aufgehoben. 

Die übrigen Geſetze und Verordnungen des Reichs 
bleiben in Kraft, ſoweit ihnen dieſe Verſaſſung nicht 
entgegenſteht. Die Beſtimmungen des am 28. Juni 1919 
in Verſailles unterzeichneten Friedensvertrags VE 
dureh die Verfaflung nicht berührt. 8 

Anordnungen der Behörden, die auf Grund bis⸗ 
heriger Geſetze in rechtsgültiger Weiſe getroffen waren, 
behalten ihre Gültigkeit bis zur Aufhebung im Ziege 
anderweiter Anordnung oder Gejekgebung. J 


Artikel 179. 


Soweit in Geſetzen oder Verordnungen auf Bow 
chriften und Einrichtungen verwieſen ift, die durch diefe 
erfafjung aufgehoben find, treten an ihre Gtelle die 
entiprechenden Vorſchriften und Einrichtungen diefer Ber- 
faſſung. Insbejondere treten an die Stelle der National- 
verjammlung der Reichstag, an die Stelle des Staaten: 
ausjchuffes der Neichsrat, an die Stelle des auf Grund 
des Geſetzes über die vorläufige Neich3gewalt gewählten 
Neichspräfidenten der auf Grund diejer Berfajjung ge- 
wählte Neichspräfident. 
Die nach) den bisherigen Vorſchriften dem Gtaaten- 
ausſchuß zuitehende Befugnis zum Erlaß von Verord« 
nungen gebt auf die Neichsregierung über; fie bedarf 















u der Bern der Zuſtimmung bes 
chsrats nach Maßgabe dieſer Verfaſſung. 


Artikel 180. 

Big zum Zufammentritt des erjten Reichstags gilt 
Nationalvderfammlung als Reichstag. Bis zum Amts- 
ritt des erjten Neichspräftdenten wird fein Amt bon 
auf Grund des Geſetzes über die vorläufige Reichs— 
zn gewählten Neichspräfidenten geführt. 


Artikel 181. 


Das Deutſche Volt hat durch feine Nationalverfamm- 
lung diefe Verfaſſung bejchlojjen und verabſchiedet. Ste 
Pe mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft.) 


2 ee smarsburg, den 11. Auguſt 1919, 
Der Reichspräfident, 
Ebert. 


Das Reichsminifterium. 


J Bauer. 

3  Ergberger. Hermann Müller. David. Noske. 
Su Schlicke. Giesberts. Dr. Mayer. 
Dr. Bell. 


Das Reichs ⸗Geſetzblatt — Jahrgang 1910 Nr. 189 — wurde 
in Bein am 14. Augauft ausgegeben. 
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vom 14. Auguſt 1919. 
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Auf Grund des Artikel 176 der Verfaflung des 
Deutſchen Reichs vom 11. Auguft 1919 (Neich3-Gejekbl. 
©. 1383) wird verordnet: 


Alle öffentlichen Beamten und Angehörigen der Wehr 
macht find unverzüglich) auf die Verfaſſung des Deutfchen 
Reichs zu bereidigen und zwar leiften 


1. die Neichsbeamten den Eid; 


„Ich ſchwöre Treue der VBerfaffung, Ge- 
horſam den G©ejegen und gewijjenhafte 
Erfüllung meiner Amtspflidten”; 


2. alle übrigen öffentlichen Beamten den Eid: 
„Ich ſchwöre Treue der Reichsver⸗ 
faſſung“; 
3. die Angehörigen der Wehrmacht den Eid: 


„Ich ſchwöre Treue der Reichsverfaſſung und 
gelobe, daß ich als tapferer Soldat das Deutſche 
Reich und ſeine geſetzmäßigen Einrichtungen jeder⸗ 
zeit ſchützen, dem Reichspräſidenten und meinen 
Vorgeſetzten Gehorſam leiſten will.“ 


Gedruckt bei Julius Sittenfeld Berlin WE. 
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Das Mietrecht 


im Kriege und in der Übergangszeit 
- Ein Kommentar zu den Verordnungen des Bundesrats 
von 


Dr. M. Unger und Dr. C. Dittrich 


Gerichtsaſſeſſor Magiſtratsaſſeſſor 
ftellvertretenden Vorſitzenden bes Mieteinigungsamts ber Stadt Stettin 


Preis kart. 5 M Preis art. 5 M 


Das eigenhändige Teſtament 
Mufter und Ratſchläge für feine Errichtung 


von 
Julius Rausnitz 
Geh. Juſtizrat 
Preis 3 M Sechſte Auflage 1919 Preis 3 M 


Das neue Recht der Hausangeftellten 
Bon 
Julius Nausnig 
: Geh. Juftizrat 
Breis 3 M 1919 ; Preis 3 M 


"Das vorliegende Wert bes bekannten Berfaffers anderer beliebter gemeinverftändlicher 
juriſtiſcher Werke gibt eine Mare für jedermann faßliche, die allgemeinen Grundfäge und alle 
einzelnen in Betradht tommenden Fälle erörternde Darftellung diefes neuen Rechts, wie es 
nunmehr auf Grund der Bejtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs insbefondere unter 
Berüdfihtigung der Regeln von Treu und Glauben und des praftiihen Lebens geftaltet ift. 
Für die nächſte Zeit wird diefes Bud) die Grundlage der Handhabung des Hausangeftellten- 
vertrags im täglihen Leben und in der Rechtſprechung fein. Es ift daher ein unentbehr- 
lihes Hilfsmittel für jede Dienjtherrihaft, jeden Hausangeftellten und jeden Suriften. 


Was haben die Zngejtellten 
von der Sozialijierung 
zu erwarten? 


Bon 
Felix Deutſch 


Geh. Kommerzienrat 


Preis 1 M 1919 Preis 1 M 
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Das Strafgefegbuch 


für das Deutſche Reich 
Tertausgabe in der jegt geltenden Faflung mit Anmerkungen von 


Dr. jur. ®ilh. Heinr. Winand 


Amtsgerichtstat ti Bonn 
Zafchengejegjamnilg. BD. 14 1913 Preis geb. 2M 


Der Bearbeiter verfolgt das Biel, allen mit der Verfolgung ſtrafrecht⸗ 
licher Aufgaben befaßten Behörden und Beamten mit feiner neuen Er- 
läuterung einen brauchbaren, Die nenefien Ergebniſſe ber Nechtiprehung 
in außgiebiger Form benugenden Taſchenkommentar zu bieten. Ein Harer . 
Drud und ein ausführlides Sachregiſter empfehlen das Bud) und erhöhen 
feine Benußbarfeit. 





Die Gewerbeordnung 
mit allen Ansführungsbeftimmumgen fir das Reich und Preuken 


Dr. F. Hoffmann 
Birk. Geheimen Ober⸗Regierungsrat 
- Achtzehnte Auflage 
Taſchengeſetzſammlg. Bd. 38 +919 Preis geb. 18 M 


Seit Erſcheinen der 17. Auflage hat das Arbeiterrecht Durd) die Umwälzung 
im. Deutfchen Reiche tiefgehende Anderungen erfahren, die auch bon 
ausfchlaggebendem Einfluß auf die Geftaltung ber gejeklichen Vorſchriften 
der Gewerbeordnung find. — Der Verfaſſer hat mit größter Sorg— 
falt aus der Fülle der neuen Verordnungen umd Bekauntmachungen 

ven gegenwärtig maßgebenden Rechtszuſtand herauszuſchälen verſucht. 
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Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte 
vom 20. Dezember 1911 a 

Erläutert bon 
Dr. Paul Brunn 
Zandesrat in Berlin 
Fünfte, vermehrte Auflage. 

Tafchengefegfanmlg. Bd. 80 1919 Preis geb. 10M 

Bei der neuen — dieſer Geſetzesausgabe find Rechtſprechung 

und Literatur eingehend berüdfichtigt, ein erheblicher Zeil der Recht: 
ipredjung bezieht ſich auf Die Frage der Verfierungspflicht. Die aus | 
Anlap des Krieges ergangenen Verordnungen behalten noch längere Zeit 
ihre Bedeutung und find an den betreffenden Gefegesftellen behandelt. 












Bedrust bei Sullus Sittenfeld, Berlin W 8 
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